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20. Wahlperiode

Mitteilung des Senats vom 15. September 2020

Bebauungsplan 2493 fiir ein Gebiet in Bremen-Vahr zwischen HeidmarkstrafBle,
Bispinger Straf3e, Breloher Weg, Wienhauser Straf3e, Miidener Strafle,
Beneckendorffallee und dem Geldnde des Kleingartenvereins Feldmark Hastedt e. V.
(Bearbeitungsstand: 10. Juli 2020)

Als Grundlage der stadtebaulichen Ordnung fiir das oben naher bezeichnete
Gebiet wird der Bebauungsplan 2493 (Bearbeitungsstand: 10. Juli 2020) vorge-
legt.

Die stadtische Deputation fur Mobilitat, Bau und Stadtentwicklung hat hierzu
am 3. September 2020 den als Anlage beigefugten Bericht erstattet.

Diesem Bericht ist eine Anlage beigefuigt, in der die eingegangenen datenge-
schiitzten Stellungnahmen einschlieflich der hierzu abgegebenen Stellung-
nahmen der stadtischen Deputation fiur Mobilitdat, Bau und Stadtentwicklung
enthalten sind. Diese Anlage ist nur den Abgeordneten der Stadtburgerschaft
zuganglich.

Der Bericht der stadtischen Deputation fur Mobilitat, Bau und Stadtentwick-
lung wird der Stadtbiirgerschaft hiermit vorgelegt.

Der Senat schlief3t sich dem Bericht der stadtischen Deputation fir Mobilitat,
Bau und Stadtentwicklung einschlieBlich Anlage zum Bericht an und bittet die
Stadtburgerschaft, den Bebauungsplan 2493 in Kenntnis der eingegangenen
Stellungnahmen zu beschlieBen.

Bericht der Deputation fiir Mobilitdt, Bau und Stadtentwicklung

Bebauungsplan 2493 fir ein Gebiet in Bremen-Vahr zwischen Heid-
markstrafie, Bispinger Strafie, Breloher Weg, Wienhauser StraBe, Miidener
StraBle, Beneckendorifallee und dem Geldande des Kleingartenvereins Feld-
mark Hastedt e. V.

(Bearbeitungsstand: 10. Juli 2020)

Die stadtische Deputation fiir Mobilitat, Bau und Stadtentwicklung legt den Be-
bauungsplan 2493 (Bearbeitungsstand: 10. Juli 2020) und die entsprechende
Begriundung vor.

A. Verfahren nach dem Baugesetzbuch (BauGB)
1. Planaufstellungsbeschluss

Die stadtische Deputation fur Mobilitat, Bau und Stadtentwicklung
hat am 28. November 2019 beschlossen, dass fur das Plangebiet der
Bebauungsplan 2493 aufgestellt werden soll (Planaufstellungsbe-
schluss).

2. Frithzeitige Beteiligung der Offentlichkeit nach § 3 Absatz 1 BauGB

Zum Bebauungsplanentwurf ist am 8. Februar 2017 vom Ortsamt
Schwachhausen/Vahr eine frithzeitige Beteiligung der Offentlichkeit
an der Bauleitplanung in einer 6ffentlichen Einwohnerversammlung
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7.1

durchgefiithrt worden. Das Ergebnis dieser Beteiligung ist in die Pla-
nung eingeflossen.

Frihzeitige Beteiligung der Behorden und sonstigen Trager offentli-
cher Belange nach § 4 Absatz 1 BauGB

Im Rahmen des Verfahrens zur Aufstellung des Bebauungsplanes
2493 ist am 17. November 2016 die frihzeitige Behoérdenbeteiligung
nach § 4 Absatz 1 BauGB durchgefiihrt worden. Das Ergebnis dieser
Beteiligung ist in die Planung eingeflossen.

Beteiligung der Behérden und sonstigen Trager offentlicher Belange
nach § 4a Absatz 2 BauGB und o6ffentliche Auslegung gema8 § 3 Ab-
satz 2 BauGB

Die offentliche Auslegung gemal § 3 Absatz 2 BauGB und die Anho-
rung der zustdndigen Behorden und sonstigen Trager offentlicher Be-
lange gemaB § 4 Absatz 2 BauGB sind fiir den Bebauungsplan 2493
gleichzeitig durchgefiihrt worden (§ 4a Absatz 2 BauGB).

Die stadtische Deputation fiir Mobilitat, Bau und Stadtentwicklung
hat am 28. November 2019 beschlossen, den Entwurf zum Bebauungs-
plan 2493 mit Begrundung o6ffentlich auszulegen.

Der Planentwurf mit Begriindung hat vom 6. Januar 2020 bis 6. Feb-
ruar 2020 gemall § 3 Absatz 2 BauGB bei der Senatorin fur Klima-
schutz, Umwelt, Mobilitat, Stadtentwicklung und Wohnungsbau
offentlich ausgelegen. Zugleich hat Gelegenheit bestanden, vom Ent-
wurf des Planes mit Begrindung im Ortsamt Schwachhausen/Vahr
Kenntnis zu nehmen.

Die Behorden und sonstigen Trager ¢ffentlicher Belange sind iiber die
offentliche Auslegung gemadl § 3 Absatz 2 BauGB unterrichtet wor-
den.

Ergebnis der Beteiligung der Behérden und sonstigen Trager 6ffentli-
cher Belange

Einige Behorden und sonstige Trager offentlicher Belange sowie die
Bauherrin haben Hinweise vorgebracht, die zu geringfiigigen Anpas-
sungen/Erganzungen des Planentwurfs und der Begriindung gefiihrt
haben. Auf den Gliederungspunkt 7. dieses Berichtes wird verwiesen.

Nach Klarung bestimmter Fragen haben die iibrigen Behérden und
sonstigen Trager offentlicher Belange gegen die Planung keine Ein-
wendungen.

Ergebnis der 6ffentlichen Auslegung

Anlasslich der o6ffentlichen Auslegung ist eine Stellungnahme aus der
Offentlichkeit eingegangen. Diese Stellungnahme sowie die dazu ab-
gegebene Stellungnahme der stadtischen Deputation fiir Mobilitat,
Bau und Stadtentwicklung sind in der Anlage zu diesem Bericht der
zustdandigen Deputation aufgefiihrt. Diese Anlage ist nur den Abge-
ordneten der Stadtbiirgerschaft zuganglich.

Anderung des Planentwurfs und der Begriindung nach der 6ffentli-
chen Auslegung

Geringfiigige Anpassungen/Erganzungen des Planentwurfs

Nach der o6ffentlichen Auslegung ist der Bebauungsplanentwurf iiber-
arbeitet und insofern wie folgt geringfliigig angepasst beziehungs-
weise prazisiert worden:

— Anpassung der offentlichen Verkehrsflache Winsener Strale so,
dass die geplanten Stellpldatze vollstandig innerhalb der 6ffentli-
chen Verkehrsflache liegen
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— Anpassen der festgesetzten Baufelder so, dass die Achse bezie-
hungsweise Mittellinie maBgeblich ist

— Verschieben des Baufeldes A* fiir den Bremer Punkt in der
Winsener StraBle um 0,35 m nach Osten, so dass die erforderliche
Feuerwehraufstellflache nachgewiesen werden kann

— Ergénzung der textlichen Festsetzung Nummer 3 so, dass eine
Uberschreitung der festgesetzten Baugrenzen fiir die mit A* ge-
kennzeichneten Baufenster fir die Herstellung von Vordachern
von Gebaudeeingangen zulassig sind, wenn diese eine Tiefe von
1,5 m und eine Breite von 2,5 m nicht iberschreiten

— Einfiigen eines Hohenpunktes eines Kanaldeckels in der Bispin-
ger StraBe zur Information

Der Bebauungsplanentwurf (Bearbeitungsstand: 10. Juli 2020) enthalt
die vorgenannten Anpassungen und Erganzungen.

Die stadtische Deputation fiir Mobilitat, Bau und Stadtentwicklung
empfiehlt, dem geringfiigig angepassten Plan zuzustimmen.

7.2 Erganzungen der Begrindung nach der 6ffentlichen Auslegung

Aufgrund der vorgenannten Planergdnzungen sowie weiterer Hin-
weise im Rahmen der Tragerbeteiligung und 6ffentlichen Auslegung
ist eine Uberarbeitung der Begriindung erforderlich geworden. Die
Ergéanzungen sind lUberwiegend redaktioneller Art oder dienen der
Klarstellung.

Die Begriindung (Bearbeitungsstand: 6. Juli 2020) enthalt die vorge-
nannten Erganzungen.

Die stadtische Deputation fiir Mobilitdat, Bau und Stadtentwicklung
empfiehlt, der erganzten Begriindung zuzustimmen.

8. Absehen von einer erneuten 6ffentlichen Auslegung gemal8 § 4a Ab-
satz 3 BauGB

Durch die nach der ersten 6ffentlichen Auslegung des Bebauungspla-
nentwurfes 2493 er-folgten geringfliigigen Anpassungen/Erganzun-
gen des Planentwurfs sind die Grundziige der Planung nicht bertihrt
worden.

Unter dieser Voraussetzung kann gema6 § 4a Absatz 3 Satz 4 BauGB
die Einholung der Stellungnahmen auf die von der Anderung oder Er-
ginzung betroffene Offentlichkeit sowie die beriihrten Behérden und
sonstigen Trager offentlicher Belange beschrankt werden. Die vorge-
nannten Anpassungen/Erganzungen berticksichtigen die im Rahmen
der Behordenbeteiligung vorgetragenen Hinweise und wurden mit
den davon beriihrten Behorden einvernehmlich abgestimmt. Abwa-
gungsrelevante neue Erkenntnisse und Inhalte haben sich dadurch
nicht ergeben.

Stellungnahme des Beirates
Der Beirat Vahr hat der Planung mit einer Enthaltung zugestimmt.

Dem Ortsamt Schwachhausen/Vahr wurde die Deputationsvorlage gemaf
der Richtlinie iiber die Zusammenarbeit des Senators fiir Umwelt, Bau und
Verkehr mit den Beirdten und Ortsamtern in der Fassung vom 17. Novem-
ber 2016 tubersandt.

Beschluss

Die stadtische Deputation fiir Mobilitat, Bau und Stadtentwicklung bittet
den Senat und die Stadtbiirgerschaft, den Bebauungsplan 2493 fiir ein Ge-
biet in Bremen-Vahr zwischen Heidmarkstra3e, Bispinger Straf3e, Breloher
Weg, Wienhauser StraBe, Miidener Strafle, Beneckendorffallee und dem
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Gelande des Kleingartenvereins Feldmark Hastedt e. V. (Bearbeitungs-
stand: 10. Juli 2020) in Kenntnis der eingegangenen Stellungnahme und
ihrer empfohlenen Behandlung (Anlage zum Bericht) zu beschlieBen.

Falk Wagner
(Sprecher)

Begriindung

Bebauungsplan 2493 fiir ein Gebiet in Bremen-Vahr zwischen Heid-
markstraBie, Bispinger Strafie, Breloher Weg, Wienhauser Strafie, Miidener
Strafle, Beneckendorifallee und dem Geldande des Kleingartenvereins Feld-
mark Hastedt e. V.

(Bearbeitungsstand: 10. Juli 2020)

A.

Plangebiet

Das rund 4,8 ha groBe Plangebiet liegt im Stadtteil Vahr, Ortsteil Garten-
stadt Vahr und wird begrenzt:

Im Nordwesten durch das Geldande des Kleingartenvereins Feldmark
Hastedt e. V. nordlich der Heidmarkstralle,

im Osten durch den Heideplatz und die Bispinger Strafie,

im Suden durch den Breloher Weg beziehungsweise die Mudener
StraBe und

im Westen durch die Wienhauser StraBle beziehungsweise die Bene-
ckendorffallee.

Die genaue Abgrenzung des Plangebiets wird in der Planzeichnung be-
stimmt.

Ziele, Zwecke und Erforderlichkeit des Bebauungsplanes

1.

Entwicklung und Zustand

Das Plangebiet umfasst Teile des Siedlungsbestandes der Gartenstadt
Vahr. Die Gartenstadt Vahr wurde zwischen 1954 und 1956 auf der
~grunen Wiese" geplant, um der Wohnungsnot im durch Kriegszer-
storungen gepragten Stadtgebiet zu begegnen. Sie war mit circa 2 200
Wohneinheiten der erste Bauabschnitt des Stadtteils Vahr.

Die von der GEWOBA mit dem Entwurf fur die Gartenstadt Vahr be-
auftragte Arbeitsgemeinschaft der Planer Ernst May, Max Saume und
Giunther Hafemann verfolgte das stadtebaulich-freiraumplanerische
Leitziel der ,Stadtlandschaft”. Grinzige begleiten StraBen und
Wege. Die Gebaude sind nicht als Blocke entlang der StraBenziige an-
geordnet, sondern fugen sich flieBend in den Landschaftsraum ein und
wirken wie organisch gewachsen. Eine geschwungene Wegefiithrung,
die Anordnung der Gebdaude und ihre Hoéhenstaffelung schaffen le-
bendige Rdaume. Ein zentraler Grinraum zwischen Bispinger Stralie
und Wilseder-Berg-StraBe mit der Orientierung auf ein dominantes
Hochhaus am Heideplatz bildet die Siedlungsmitte.

Pragend fir die Gartenstadt Vahr sind die Nachbarschaften inmitten
groBzugiger Grunanlagen. Eine soziale Isolation sollte durch die
Gruppierung der zwei- bis achtgeschossigen Mietshauszeilen um die
innenliegenden Freifldchen verhindert werden.

Der Gartenbauarchitekt Karl-August Orf entwarf fiir den flachen ehe-
maligen Acker eine leicht profilierte Parklandschaft. Die Griinflachen
lassen die Architektur zuricktreten und sollten eine Synthese zwi-
schen ,sozialem Grin"” und ,dasthetischem Grin" erreichen. Durch
den gewachsenen Baumbestand wurde der ,Landschaftscharakter”
der Siedlung weiter gestarkt. Als Mittel der Gliederung diente auch
die historische Farbgestaltung durch Hans-Albrecht Schilling, an der
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sich die vorliegende Planung orientiert (siehe unten). Mit kraftigen
Farben wurden die architektonischen Rd&ume in unterschiedliche
MabBstdabe unterteilt.

Da die Gartenstadt Vahr eine bedeutende Siedlung des Stadtebaus
der Nachkriegszeit darstellt und die stadtebauliche Struktur gut er-
halten und im Ortsbild ablesbar ist, beabsichtigt das Landesamt fur
Denkmalpflege derzeit eine Unterschutzstellung der Siedlung als En-
semble. Entscheidend sind dabei die stadtebauliche und freiraumge-
stalterische Qualitat der gesamten Siedlung tuber die einzelnen
Gebéaude hinaus.

Derzeit leben in der Gartenstadt Vahr rund 7 600 Einwohner mit ei-
nem vergleichsweise hohen Durchschnittsalter von 47,7 Jahren (das
Durchschnittsalter im Bremer Stadtgebiet liegt bei 43,9 Jahren). Der
uberwiegend im Eigentum der GEWOBA befindliche Wohnungsbe-
stand ist weitgehend saniert und wird zu vergleichsweise geringen
Mieten angeboten. Jedoch sind die Wohnungen zu groBen Teilen
nicht barrierefrei und nicht behindertengerecht ausgestaltet und wei-
sen eine wenig flexible Grundrissstruktur auf, insbesondere im Hin-
blick auf ein Angebot an kleineren Wohneinheiten.

Das Plangebiet umfasst einen Teilbereich im Westen der Gartenstadt
Vahr westlich des Heideplatzes und der Bispinger Strae. Neben den
Flachen fiir die drei geplanten Gebdudekorper (sogenannte Bremer
Punkte, vergleiche Kapitel B.3) umfasst der Geltungsbereich des Be-
bauungsplans auch Teile des Siedlungsbestandes. Dieser Siedlungs-
bestand ist — mit Ausnahme des zweigeschossigen Gebaude-
komplexes siidlich der HeidmarkstraBBe — gepragt durch viergeschos-
sige Geschosswohnungsbauten in gegliederter, aufgelockerter Bau-
weise mit groBziigigen begriinten Freiflachen und Baumbestand.

Die Umgebung des Plangebiets ist im Wesentlichen ebenfalls durch
viergeschossige und an der Wilseder-Berg-StraBe durch achtgeschos-
sige Geschosswohnungsbauten der Gartenstadt Vahr gepragt. Nord-
westlich des Plangebiets befindet sich eine Kleingartenanlage, die
iber eine Wegeverbindung fir FuBgehende und Radfahrende e-
reichbar ist und teilweise im Norden des Plangebiets verlauft. West-
lich der Beneckendorffallee verlduft eine Schienenstrecke der Eisen-
bahn.

Das Plangebiet ist gut an den 6ffentlichen Personennahverkehr ange-
bunden. In der Midener Strale verkehrt die Buslinie 25 zwischen
Weidedamm-Sid und Osterholz und schlieBt das Plangebiet unter an-
derem an die Bremer Innenstadt an. Dartiiber hinaus befindet sich in
der Julius-Brecht-Allee in circa 800 m Entfernung des Plangebietes
eine Haltestelle der Straenbahnlinie 1, die zwischen Huchting und
Mahndorf verkehrt und das Plangebiet ebenfalls an die Bremer Innen-
stadt anschlief3t.

Geltendes Planungsrecht

Der Flachennutzungsplan (FNP) Bremen stellt fiir das Plangebiet
Wohnbauflachen mit der Kennzeichnung ,Bauflachen mit zu sichern-
den Grunfunktionen/besondere Planungserfordernisse bei Innenent-
wicklungsvorhaben" dar. Dies bedeutet, dass bei der baulichen
Entwicklung des Plangebiets die vorhandenen Grunfunktionen be-
sonders berucksichtigt werden sollen. Dies sind beispielsweise die
Ruckhaltung von Regenwasser oder eine Sicherung der lokalklimati-
schen Ausgleichsfunktionen, vor allem durch den vorhandenen
Baumbestand oder die begrunten Freiflachen. Der Bedeutung der
Freiflachen im Zusammenhang mit dem Siedlungsbestand ist insbe-
sondere durch eine Freiraumplanung zur Sicherung beziehungsweise



Erhohung des Nutzwerts und der Aufenthaltsqualitait Rechnung zu
tragen.

Fur einen GroBteil des Plangebiets gilt der Bebauungsplan 192 aus
dem Jahr 1956, der fiir das gesamte Gebiet der Gartenstadt Vahr auf-
gestellt worden ist und fiir den Geltungsbereich dieses Bebauungs-
plans 2493 die Gewerbeklasse IV festsetzt. Diese entspricht nach
heutiger BauNVO in etwa einem Allgemeinen Wohngebiet. Die zu-
lassige Bebauung ist mit einer sogenannten Gebaudekorperfestset-
zung auf Grundlage des stadtebaulichen Entwurfes fir die Gar-
tenstadt Vahr gebaudekorperscharf festgesetzt. Es gilt die Baustaffel
4 auf Grundlage der Staffelbauordnung aus dem Jahr 1940. Das heift,
es sind bis zu vier Vollgeschosse in der geschlossenen Bauweise zu-
zuglich Rdumen im Dachgeschoss gemalB § 11 III Ziffer 3 der Staffel-
bauordnung 1940 zulassig.

Nordwestlich der Winsener Stralle gilt der vorhabenbezogene Bebau-
ungsplan 10 aus dem Jahr 2000, der Reines Wohngebiet mit einer bis
zu viergeschossigen Bebauung in offener Bauweise mit einer maxima-
len Traufhohe von 14,0 m und einer GRZ von 0,35 festsetzt. Dartiber
hinaus ist eine Flache fiir eine Tiefgarage und im stidlichen Bereich
eine Flache fiir einen privaten Spielplatz festgesetzt.

Nordlich der Miidener Stralle setzt der Bebauungsplan 2043 aus dem
Jahr 1993 ebenfalls Reines Wohngebiet fest. Im Bereich siidlich der
HeidmarkstraBe ist eine bis zu zweigeschossige Bebauung mit einer
maximalen Traufhohe von 6,5 m mit Flachdach festgesetzt, im Bereich
nordlich der Miidener StraBe wird der bestehende Baukoérper mit bis
zu vier Vollgeschossen und einem Flachdach gesichert. Die zulédssige
GRZ betragt 0,3.

Planungsziele und Erforderlichkeit des Bebauungsplanes

Mit dem fiir die stadtebauliche Entwicklung und Ordnung notwendi-
gen Bebauungsplan 2493 sollen die planungsrechtlichen Vorausset-
zungen zur Errichtung von drei Wohngebduden des Typs ,Bremer
Punkt” mit insgesamt rund 27 Wohneinheiten geschaffen werden. Die
drei geplanten Bremer Punkte sollen sich an geeigneten Stellen maB-
voll in den Siedlungsbestand einfiigen. Um dies sicherzustellen, ent-
hélt der Bebauungsplan 2493 auch Teilbereiche des Sied-
lungsbestandes im Umfeld der drei geplanten Gebaudekorper.

Aus stddtebaulichen Griinden sind in den vorliegenden Angebotsbe-
bauungsplan auch Bestandsgebaude einzubeziehen. So spielte die
Neuregelung unter anderem der Tiefe von Abstandsflachen oder die
Verortung von Nebenanlagen im Siedlungsbestand eine Rolle. Im di-
rekten Umfeld des Bebauungsplans 2493 wird in einem parallelen
Bauleitplanverfahren der vorhabenbezogene Bebauungsplan 125 auf-
gestellt. Dieser schafft die planungsrechtliche Grundlage fir die Er-
richtung von zwei Gebaudeensembles des Typs ,Tarzan & Jane”,
zwel sechs- bis achtgeschossige Gebaude-Ensembles, die den Sied-
lungsbestand 6stlich der Wilseder-Berg-Stralle ergdanzen.

Der Gebaudetyp ,Bremer Punkt” wurde im Rahmen des Wettbewerbs
~ungewohnlich Wohnen" entwickelt, den die GEWOBA im Jahr 2011
zusammen mit dem damaligen Senator fur Umwelt, Bau und Verkehr
ausgelobt hatte. Ziel des Wettbewerbs war es, innovative Losungen
fur ausgewahlte Wohnquartiere der 1950er und -60er Jahre zu finden
und das bestehende Siedlungsbild durch eine zeitgemaBe Fortschrei-
bung weiterzuentwickeln. Vor diesem Hintergrund verfolgt die Pla-
nung - im Sinne des § 1 Absatz 6 Nummer 2 BauGB - das Ziel, der
vermehrten Nachfrage nach preisgunstigem Wohnraum fiir verschie-
dene Zielgruppen in stadtebaulich integrierter Lage nachzukommen.



Damit leistet die Planung einen Beitrag zu dem wohnungs- und stadt-
entwicklungspolitischen Ziel, in Bremen ein quantitativ und qualitativ
ausreichendes Angebot fiir den Wohnungsbau zu schaffen. Das Plan-
gebiet ist als Potenzialfldche fir die Schaffung von Wohnbauflachen
im Stadtgebiet identifiziert worden.

In den viergeschossigen Bremer Punkten sollen jeweils sieben bis
neun Wohnungen entstehen. Sie sollen das bestehende Wohnungsan-
gebot in der Gartenstadt Vahr sinnvoll erganzen, insbesondere durch
die Schaffung von barrierefreien Wohnungen. Aufgrund der Flexibili-
tat in den Grundrisszuschnitten ermoglicht der Bremer Punkt sowohl
Ein-Zimmer-Apartments als auch bis zu Sechs-Zimmer-Wohnungen
und eignet sich auch fiir gemeinschaftliche Wohnformen. Hierdurch
konnen verschiedene Zielgruppen angesprochen werden, die einen
Beitrag zur Durchmischung des Quartiers mit vielfédltigen Generatio-
nen, Mieter- und Sozialstrukturen leisten und den Wohnstandort star-
ken.

Der Charakter und die bestehenden Qualitdten der Gartenstadt Vahr
sollen erhalten und ihre besondere historische Bedeutung und Denk-
malwiirdigkeit bertcksichtigt werden. Mit der vorgesehenen Positio-
nierung und Drehung der Gebaudekorper werden die Bremer Punkte
an die bestehenden stadtebaulichen Strukturen angepasst und es ent-
stehen neue Blickbeziehungen und Durchblicke in die gemeinschaft-
lichen Freibereiche. Bestehende Blickbeziehungen werden hierbei
weitgehend nicht beeintrachtigt. Die geplanten Gebaudekoérper fii-
gen sich somit in die stadtebauliche Konzeption der Gartenstadt Vahr
ein.

Die Bremer Punkte sind als viergeschossige Punkthduser konzipiert,
die sich in ihrer Gesamthohe an den Bestandsgebduden orientieren.
Die Gebéaude bestehen aus einer Holzrahmenkonstruktion und wer-
den von auBen verputzt. Durch groBe Fensteréffnungen, Terrassen
und auskragende Balkone weisen die Bremer Punkte einen hohen Au-
Benbezug und eine hochwertige Architektur auf. Die Fassaden der
Bremer Punkte sollen in Anlehnung an das oben genannte historische
Farbkonzept gestaltet werden. Dieses sieht fur die gesamte Garten-
stadt unterschiedliche Farbfelder fiir verschiedene Lagen vor.

Um den Nutzwert der Freiflachen zu erhéhen und den Spielflachen-
bedarf der neu geschaffenen Wohneinheiten zu erfillen, ist die Schaf-
fung von Spiel- und Aufenthaltsflachen vorgesehen. Diese werden
entlang der bestehenden und im Zuge des Bebauungsplanverfahrens
neu konzipierten Wegeverbindungen in Form von einzelnen Spielge-
raten geschaffen. Hierdurch wird sichergestellt, dass sowohl die
neuen Bewohnerinnen und Bewohner als auch die Bestandsbewohne-
rinnen und Bestandsbewohner diese nutzen konnen.

Da die geplanten drei Wohngebdaude aufgrund der getroffenen Ge-
baudekorperfestsetzung nicht auf Grundlage der Festsetzungen des
geltenden Bebauungsplans 192 realisiert werden konnen, ist die Auf-
stellung des Bebauungsplans 2493 erforderlich. Der vorhabenbezo-
gene Bebauungsplan 10 und der Bebauungsplan 2043 werden in die
Planungen einbezogen und uberplant. AuBlerhalb des Plangebiets gilt
der Bebauungsplan 192 fort.

Planverfahren

Der Bebauungsplan 2493 wird im beschleunigten Verfahren nach §
13a BauGB als ,Bebauungsplan der Innenentwicklung” aufgestellt.
Die Voraussetzungen fiir ein Planverfahren nach § 13a BauGB liegen
vor, da erstens die Planung mit der maBvollen baulichen Erganzung
einer bestehenden Siedlungsflache in stadtebaulich integrierter Lage
eine MaBnahme der Innenentwicklung darstellt. Zweitens liegt die
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zuldssige uUberbaubare Grundflache im Sinne von § 19 Absatz 2
BauNVO unter 20 000 m?. Dies gilt auch unter Berticksichtigung des
parallel und in Nachbarschaft in Aufstellung befindlichen vorhaben-
bezogenen Bebauungsplans 125 fir ein Gebiet 6stlich der Wilseder-
Berg-Stralie (vergleiche Kapitel B.3). Drittens bestehen keine Anhalts-
punkte fiir eine Beeintrachtigung von Fauna-Flora-Habitat- und EU-
Vogelschutzgebieten. Der Bebauungsplan 2493 begriindet viertens
auch nicht die Zulassigkeit von Vorhaben, fiir die eine Pflicht zur Um-
weltvertraglichkeitsprifung besteht. Es bestehen schlieBlich auch
keine Anhaltspunkte fiir eine Beeintrachtigung der in § 1 Absatz 6
Nummer 7b BauGB genannten Schutzgtter oder dass bei der Planung
Pilichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von
schweren Unfallen nach § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzge-
setzes zu beachten sind.

Im beschleunigten Verfahren gelten die Vorschriften des vereinfach-
ten Verfahrens nach § 13 Absatz 2 und 3 BauGB. Demnach wird von
einer Umweltprifung und einem Umweltbericht abgesehen. Eine Bi-
lanzierung des Eingriffes in Natur und Landschaft und eine eventuelle
Festsetzung von AusgleichsmaBnahmen ist ebenfalls nicht erforder-
lich. Gleichwohl werden die relevanten Belange von Natur und Land-
schaft aufgenommen. Eingriffe in Natur und Landschaft sind
moglichst zu vermeiden beziehungsweise zu minimieren. Von der
Méglichkeit zum Verzicht auf eine frithzeitige Beteiligung der Offent-
lichkeit und der Beh6rden wurde in diesem Verfahren abgesehen.

Da die Planungsziele des Bebauungsplans 2493 mit dem geltenden
FNP iibereinstimmen, wird der Bebauungsplan aus dem FNP entwi-
ckelt. Der Kennzeichnung als ,Bauflachen mit zu sichernden Grin-
funktionen/besondere Planungserfordernisse bei Innenentwick-
lungsvorhaben" aus dem FNP wird insbesondere durch die Sicherung
von Freiflachen und die Berticksichtigung von groBen Teilen des
Baumbestandes im Plangebiet Rechnung getragen.

C. Planinhalt

1.

Art der baulichen Nutzung

Im Bebauungsplan 2493 wird ein Allgemeines Wohngebiet gemaB8 § 4
Baunutzungsverordnung (BauNVO) festgesetzt. Diese Festsetzung
leitet sich aus dem geplanten Vorhaben zur Errichtung von drei
Wohngebduden ab und sichert den Bestand der vorhandenen Wohn-
gebaude im Plangebiet. Die fiir den GroBteil des Plangebiets bisher
geltende Gewerbeklasse IV des Bebauungsplans 192, die im Wesent-
lichen einem Allgemeinen Wohngebiet gemalBl geltender BauNVO
entspricht, wird damit aufgegriffen. Fur die Teilbereiche westlich der
Winsener Strafle und sudlich der HeidmarkstraBe (vorhabenbezoge-
ner Bebauungsplan 10 und Bebauungsplan 2043, vergleiche hierzu
Kapitel B.2) wird die Art der baulichen Nutzung von einem Reinen
Wohngebiet zu einem Allgemeinen Wohngebiet gedndert. Damit wird
das zuldssige Nutzungsspektrum dahingehend erweitert, dass eine
gewisse Durchmischung des Wohngebietes in einem vertraglichen
MaB ermoglicht wird.

So sind in dem festgesetzten Allgemeinen Wohngebiet gemal § 4 Ab-
satz 2 BauNVO neben Wohngebauden auch die der Versorgung des
Gebietes dienenden Laden sowie Schank- und Speisewirtschaften,
nicht storende Handwerksbetriebe und Anlagen fur kirchliche, kultu-
relle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke allgemein zulas-
sig. Sonstige, nicht storende Gewebebetriebe konnen im konkreten
Einzelfall nach MaBlgabe des § 4 Absatz 3 BauNVO ausnahmsweise
zugelassen werden. Diese Nutzungen stellen keine Beeintrachtigun-
gen der Wohnnutzung dar und dienen in Anlehnung an das stadte-
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bauliche Leitbild der kurzen Wege einer verbrauchernahen Gebiets-
versorgung.

Hingegen werden gemaB textlicher Festsetzung Nummer 2 des Be-
bauungsplans die nach § 4 Absatz 3 Nummer 1 und Nummer 3 bis 5
BauNVO ausnahmsweise im konkreten Einzelfall zulassigen Betriebe
des Beherbergungsgewerbes, Anlagen fur Verwaltungen, Gartenbau-
betriebe und Tankstellen nach Maligabe des § 1 Absatz 4 und 5 in
Verbindung mit Absatz 9 BauNVO planerisch ausgeschlossen, da sie
von ihrer Nutzungsstruktur beziehungsweise durch den damit ver-
bundenen Verkehr an dieser Stelle stadtebaulich nicht vertraglich wa-
ren und sichergestellt werden soll, dass die Neubauten insbesondere
fir dringend bendétigten Wohnraum genutzt werden.

MabB der baulichen Nutzung

Das MaB der baulichen Nutzung wird durch die Grundflachenzahl
(GRZ), die Zahl der Vollgeschosse und Hohenfestlegungen fiir die ge-
planten Gebaudekorper geregelt. Es wird ausgehend vom stadtebau-
lichen Konzept der Gartenstadt Vahr, das groBziigige Freiflachen fur
ein durchgrintes Quartier vorsieht, eine GRZ von 0,35 festgesetzt. Da-
bei wird die nach § 17 Absatz 1 BauNVO fir WA geregelte Ober-
grenze von GRZ 0,4 eingehalten.

Die in § 19 Absatz 4 Satz 2 BauNVO fir Nebenanlagen geregelte zu-
lassige Uberschreitung der Obergrenze von 50 Prozent wird mit der
textlichen Festsetzung Nummer 5 in Ausschépfung der Erméachtigung
in § 19 Absatz 4 Satz 3 BauNVO um weitere 20 Prozent tiberschritten
(GRZ 1II von 0,55). Dabei wird jedoch unverandert die fiir Hauptanla-
gen in einem WA geltende Obergrenze des § 17 Absatz 1 BauNVO
eingehalten.

Dies gilt auch, wenn Tiefgaragen bis zu 1,0 m tiber die Gelandeober-
flache hinausragen.

Die Hohenentwicklung im Plangebiet wird tber die Festsetzung der
maximal zuldssigen Zahl der Vollgeschosse in Kombination mit einer
maximal zuldssigen Hohe der baulichen Anlagen geregelt. Dabei wird
ausgehend vom Gebdaudebestand in der Regel eine viergeschossige
Bebauung mit einer maximal zuldssigen Hohe von 13,5 m festgesetzt.
Auch fir die geplanten drei Bremer Punkte wird eine maximale Hohe
von 13,5 m mit bis zu vier Vollgeschossen festgesetzt. Hierdurch wird
sichergestellt, dass diese sich in den baulichen Bestand einfiigen. Fir
das zweigeschossige Gebdaude siidlich der HeidmarkstraBe wird aus-
gehend vom baulichen Bestand eine zweigeschossige Bebauung mit
einer maximal zuldassigen Hohe von 8,0 m festgesetzt und damit der
bauliche Bestand gesichert. Fiir das Gebaude nordwestlich der Winse-
ner StrafBe wird ebenfalls ausgehend vom baulichen Bestand und dem
bisher geltenden vorhabenbezogenen Bebauungsplan 10 eine vierge-
schossige Bebauung mit einer maximal zuldssigen Hohe von 14,0 m
festgesetzt und somit der bestehende Gebaudekorper gesichert.

Der jeweilige Bezugspunkt fur alle festgesetzten Hohen baulicher An-
lagen ist der hochste Punkt der Oberflache der Fahrbahnmitte des der
jeweiligen baulichen Anlage am nachsten gelegenen Abschnitts der
angrenzenden, ausgebauten oOffentlichen Verkehrsflache (textliche
Festsetzung Nummer 10), die teilweise innerhalb und teilweise aufier-
halb des Plangebiets liegt. Die Festsetzung einer Bezugsgrofie im Be-
bauungsplan dient einer einheitlichen Hohenbestimmung fir die im
Plangebiet neu entstehenden Gebaude.

Eine Uberschreitung der Héhe baulicher Anlagen durch technische
Aufbauten, Treppenausstiege, Anlagen zur Warmeriuckgewinnung
und zur Nutzung regenerativer Energien um bis zu 1,5 m ist zulassig.
Die Aufbauten und Anlagen mussen, wenn sie die Hohe einer Attika
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des jeweiligen Gebaudekorpers iiberschreiten, einen Abstand von 1,5
m zur Gebdudekante des obersten Geschosses einhalten (textliche
Festsetzung Nummer 11). Unter einer Attika ist dabei eine wandartige
Erhohung der AuBlenwand tiiber den Dachrand hinaus, ohne einen
Raumabschluss zu verstehen. Diese Festsetzung soll eine gewisse Re-
aktionsmoglichkeit in der weiterfithrenden Planung und die Errich-
tung von Anlagen zur Nutzung von erneuerbaren Energien
ermoglichen. Mit dem Abriicken der technischen Aufbauten von den
Gebdaudekanten soll der jeweilige Hauptgebaudekoérper noch klar er-
kennbar bleiben und eine Beeintrachtigung des Ortsbilds durch tech-
nische Aufbauten vermieden werden. Technische Aufbauten, mit
Ausnahme von Anlagen zur Nutzung der Solarenergie, sowie Trep-
penausstiege sind einzuhausen, wenn sie die Hohe einer Attika des
jeweiligen Gebdaudekorpers tiberschreiten. Hierdurch soll ein Sicht-
schutz sichergestellt und eine Beeintrachtigung des Ortsbildes ver-
mieden werden.

Eine Geschossflachenzahl (GFZ) wird im Bebauungsplan nicht festge-
setzt, da die bauliche Dichte durch die GRZ und die maximale Hohe
baulicher Anlagen mit einer nahezu gebaudekoérperscharfen Festset-
zung der Baukorper bestimmt wird. Rechnerisch wird die GFZ-
Obergrenze von 1,2 fiir Allgemeine Wohngebiete nach § 17 Absatz 1
BauNVO unter Berticksichtigung der festgesetzten GRZ, der Anzahl
der Vollgeschosse und der Héhe baulicher Anlagen, sowie den beste-
henden grofziigigen Grundstiickszuschnitten mit umfangreichen
Freiflachen eingehalten.

Baugrenzen, Bauweise

Die tiberbaubaren Grundstiicksflachen werden durch Baugrenzen ge-
regelt, die im Grundsatz der bisherigen planerischen Konzeption fol-
gen und die bestehenden und geplanten Baukorper nahezu
gebaudekorperscharf festsetzen. Hierdurch wird dem stadtebaulichen
Entwurf fir die Gartenstadt Vahr unter Berticksichtigung der mafBvol-
len baulichen Ergdanzung um drei neue Gebaudekorper Rechnung ge-
tragen. Zudem werden die groBziigigen Freiflachen als nicht
uberbaubare Grundstiicksflachen gesichert.

Die festgesetzten Baugrenzen belassen bei den bestehenden Gebéu-
dekoérpern einen Abstand von 0,5 m zu den Gebaudekanten. Hier-
durch wird fir die Bestandsgebaude etwas Flexibilitat beispielsweise
im Hinblick auf Mafinahmen zur Warmedammung oder ahnliche Sa-
nierungsmafBnahmen ermdglicht. Bei den drei geplanten Baukérpern
belassen die Baugrenzen etwas Flexibilitat im Hinblick auf die kon-
krete Gebaudepositionierung, soweit Griunde des Baumschutzes und
der Einhaltung der Abstandsflachen gemal der textlichen Festset-
zung Nummer 5 (siehe unter Kapitel ,Reduzierung der Abstandsfla-
chen”) nicht entgegenstehen. Die Baugrenzen haben teils einen
Abstand von bis zu 1,0 m zur geplanten Gebdaudekante.

Um die Herstellung hausnaher Freibereiche und von Vordachern im
Bereich von Gebaudeeingangen zu ermoglichen, regelt die textliche
Festsetzung Nummer 3, dass eine Uberschreitung der festgesetzten
Baugrenzen der mit A* bezeichneten tiberbaubaren Grundsticksfla-
chen zugunsten der Herstellung von Terrassen und Balkonen sowie
von Vordachern von Gebaudeeingangen zugelassen werden kann,
wenn diese bei Terrassen nicht mehr als 3,0 m und bei Balkonen nicht
mehr als 2,0 m betragt sowie bei Vordachern von Gebaudeeingangen
eine Tiefe von 1,5 m und eine Breite von 2,5 m nicht uberschritten
wird. Fiur den Gebaudebestand wird festgesetzt, dass eine Uberschrei-
tung der Baugrenzen durch Balkone ausnahmsweise zugelassen wer-
den kann, wenn diese nicht mehr als 1,5 m betragt. Hierdurch werden
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die bestehenden Balkone planungsrechtlich gesichert. Die Zuldassig-
keit wird unter Ausnahmevorbehalt gestellt, um im bauordnungs-
rechtlichen Verfahren im Einzelfall entscheiden zu koénnen, ob
auskragende Balkone dem Denkmalwert der Gartenstadt Vahr Rech-
nung tragen. Hierdurch soll eine Beeintrachtigung des Erscheinungs-
bilds vermieden werden. Dies ist dann der Fall, wenn der jeweilige
schmale, lang gestreckte Hauptgebaudekorper gemdBl dem stddte-
baulichen Konzept fiir die Gartenstadt Vahr erkennbar bleibt.

Als Bauweise wird eine abweichende Bauweise festgesetzt. Gemal
der textlichen Festsetzung Nummer 4 gelten in der abweichenden
Bauweise die Vorschriften der offenen Bauweise mit der Maligabe,
dass auch Gebaude mit einer Lange von bis zu 80 m zuldssig sind. Dies
tragt der bestehenden Bebauung aus langgestreckten Gebaudezeilen
in offener, aufgelockerter Bauweise Rechnung.

Reduzierung der Abstandsflachen, Abstandsflachentiefe

Gemal § 1 Absatz 6 Nummer 1 BauGB sind bei der Aufstellung von
Bebauungsplanen die allgemeinen Anforderungen an gesunde
Wohn- und Arbeitsverhdltnisse zu berticksichtigen. Mit der Einhal-
tung der gemaB § 6 Absatz 5 BremLBO erforderlichen Tiefen der Ab-
standsflachen wird im Regelfall sichergestellt, dass diese Anforderun-
gen insbesondere im Hinblick auf eine ausreichende Belichtung, Be-
liftung und Besonnung sowie einen ausreichenden Sozialabstand
eingehalten werden. GemaB § 6 Absatz 5 BremLBO betragt die Tiefe
der Abstandsflachen beispielsweise in Allgemeinen Wohngebieten
0,4 H (H = Wandhoéhe gemaB § 6 Absatz 4 BremLBO). Diese wird mit
den festgesetzten Gebdaudekorpern und den festgesetzten maximalen
Hohen im Plangebiet iberwiegend eingehalten.

Um die drei geplanten Bremer Punkte entsprechend dem stadtebauli-
chen Konzept zu positionieren, sodass sie sich in den Siedlungsbe-
stand einfiigen, wird auf Grundlage von § 9 Absatz 1 Nummer 2a
BauGB fiir einzelne Gebaudeseiten eine abweichende Tiefe der Ab-
standsfldache festgesetzt. GemaB der textlichen Festsetzung Nummer
6 gilt zwischen den iiberbaubaren Grundstiicksflachen mit der Be-
zeichnung A* und A jeweils eine Tiefe der Abstandsflache von 0,3 H.
Eine Abstandsflache von 0,3 H entspricht gemaB § 6 Absatz 5 Satz 3
BremLBO drei Viertel der regular gemaB § 6 Absatz 4 Satz 1 BremLBO
erforderlichen Tiefe der Abstandsflachen von 0,4 H und damit der
nachbarschiitzenden Tiefe der Abstandsflachen. Auch der Mindest-
abstand von einer Tiefe von 2,5 m wird nicht unterschritten, da die
festgesetzten Baugrenzen einen Mindestabstand von jeweils rund
8,10 m zwischen den betreffenden Gebaudeseiten belassen.

Die Reduzierung der Abstandsflachen betrifft bei dem Bremer Punkt
westlich der Winsener StraBle die sudostliche Gebaudeseite gegen-
uber dem sudlich gelegenen Bestandsgebaude an der Miudener
StraBe. Eine ausreichende Belichtung, Beliftung und Besonnung von
Wohnungen in den beiden Gebduden ist auch bei einer reduzierten
Abstandsflache von 0,3 H gegeben. Im Bestandsgebdaude an der Mi-
dener StraBe sind entlang der nordwestlichen Gebdudeseite gegen-
uber dem nordlich davon geplanten Bremer Punkt im Wesentlichen
Kiichen, Bader und Abstellraume ausgerichtet. Schlaf- und Wohn-
raume sowie Loggien sind zur stidostlichen Gebaudeseite orientiert
und werden ohne Beeintrachtigung belichtet, beliftet und besonnt.
Der Bremer Punkt wird auf der sudwestlichen Gebaudeseite insbeson-
dere in den unteren zwei bis drei Geschossen durch das Bestandsge-
bdude an der Mudener StraBe verschattet. Jedoch ermoglicht die
kompakte Grundflache des Bremer Punkts Wohnungen, die uiber Eck
ausgerichtet und damit auch von Osten beziehungsweise von Westen
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belichtet, beliiftet und besonnt werden konnen. Zwischen dem Bre-
mer Punkt und dem Bestandsgebdude an der Midener StraBle ver-
bleibt ein Abstand von mindestens rund 8,0 m, der im Bebauungsplan
als nicht iberbaubare Grundstiicksflache festgesetzt und damit dau-
erhaft nicht iberbaubar ist, sodass auch hierdurch eine ausreichende
Belichtung und Beliiftung sichergestellt sind. Mit einem Abstand von
mindestens rund 8,0 m zwischen den Gebauden wird auch den Anfor-
derungen an den Brandschutz und den erforderlichen Sozialabstand
Rechnung getragen, da der erforderliche Mindestabstand von 2,5 m je
Gebdaudeseite tiberschritten wird. Die vorgesehenen bis zu 2,0 m tie-
fen Balkone an dem Bremer Punkt halten, gemessen ab der oberen
Kante der Briistung, gegentiiber dem stiidlich gelegenen Bestandsge-
baude ebenfalls eine Tiefe der Abstandsflache von 0,3 H ein. Insge-
samt werden damit gesunde Wohn- und Arbeitsverhéltnisse
sichergestellt.

Dies gilt auch fiir den Bremer Punkt westlich der Bispinger Stral3e, der
zum sudlich angrenzenden Bestandsgebaude ebenfalls einen Abstand
von mindestens rund 8,0 m und damit ebenfalls die nachbarschiit-
zende Tiefe der Abstandsflache einhélt. Von der Reduzierung der Ab-
standsflachen auf 0,3 H ist die nach Norden ausgerichtete Stirnseite
des Bestandsgebdaudes betroffen. In dem Bestandsgebdude sind die
Aufenthaltsraume der Wohnungen auch zur westlichen Gebaudeseite
ausgerichtet und werden von hier aus belichtet, beltiftet und besonnt.
Bei dem geplanten Bremer Punkt ist die stidliche Gebaudeseite auf
einer Lange von rund 10,5 m und damit rund drei Viertel der Gebau-
deseite von der Abstandsflachenunterschreitung betroffen. In diesem
Bereich wird der Bremer Punkt insbesondere in den Wintermonaten
in den unteren zwei Geschossen durch das Bestandsgebdaude ver-
schattet. In dem Bremer Punkt konnen Wohnungen im betroffenen
Bereich auch tiber Eck ausgerichtet werden, sodass eine ausreichende
Belichtung, Beliftung und Besonnung von Aufenthaltsraumen mog-
lich ist. Die Flache zwischen dem Bremer Punkt und dem Bestandsge-
bdaude ist auch hier als nicht tberbaubare Grundsticksflache
festgesetzt und damit dauerhaft nicht iberbaubar, sodass eine ausrei-
chende Belichtung und Beliftung auch hierdurch dauerhaft sicherge-
stellt ist. Den Anforderungen an den Brandschutz und den erforderli-
chen Sozialabstand wird ebenfalls Rechnung getragen, da der
erforderliche Mindestabstand von 2,5 m je Gebaudeseite eingehalten
wird. Die vorgesehenen bis zu 2,0 m tiefen Balkone an dem Bremer
Punkt halten, gemessen ab der oberen Kante der Bristung, gegenuber
dem sidlich gelegenen Bestandsgebaude ebenfalls eine Tiefe der Ab-
standsflache von 0,3 H ein. Damit sind auch an dieser Stelle gesunde
Wohn- und Arbeitsverhdaltnisse sichergestellt.

Fur den Bremer Punkt 0Ostlich der Heidmarkstrae wird gegentuber
dem nordlich angrenzenden Bestandsgebdaude ebenfalls eine redu-
zierte Tiefe der Abstandsflache von 0,3 H festgesetzt. Bei dem Be-
standsgebdude ist die sudliche Stirnseite des Gebadaudes von der
Reduzierung der Abstandsflache betroffen. Zu dieser Seite sind Fens-
ter von Kuchen ausgerichtet. Aufenthaltsraume der Wohnungen in
dem Bestandsgebaude sind nach Osten und Westen ausgerichtet, so-
dass sich im Hinblick auf eine ausreichende Belichtung, Beliftung
und Besonnung der Wohnungen keine Beeintrachtigungen ergeben.
Bei dem geplanten Bremer Punkt ist circa die Halfte der nordostlichen
Gebaudeseite von der Abstandsflachenunterschreitung betroffen. Es
ergeben sich jedoch durch die Abstandsflachenunterschreitung an
dieser Stelle keine Beeintrachtigungen. Der Bremer Punkt wird durch
das Bestandsgebaude nicht verschattet. Die Flache zwischen dem Bre-
mer Punkt und dem Bestandsgebaude in einem Abstand von mindes-
tens rund 8,0 m wird auch hier als nicht uberbaubare Grund-
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sticksflache festgesetzt, sodass diese dauerhaft von Bebauung freige-
halten wird. Hierdurch wird eine ausreichende Beliiftung und Belich-
tung gesichert und den Anforderungen an den Brandschutz und den
erforderlichen Sozialabstand Rechnung getragen. Der Bremer Punkt
ermoglicht auch hier Wohnungen, die tiber Eck und damit auch zur
westlichen Gebdudeseite ausgerichtet sind. Gesunde Wohn- und Ar-
beitsverhaltnisse konnen somit gewdahrleistet werden.

Die vorgesehene Unterschreitung der Abstandsflachen auf einzelnen
Gebaudeseiten in Teilbereichen des Plangebiets ist erforderlich, um
die drei geplanten Bremer Punkte an geeigneten Stellen in den Sied-
lungsbestand einzufiigen. Bei der Positionierung der Gebaudekoérper
wurden neben stddtebaulichen Gesichtspunkten — der Sicherung ei-
ner aufgelockerten, gegliederten Bauweise mit dem Freihalten wich-
tiger Blick- und Wegebeziehungen - auch die vorhandenen Alt-
baumbestdande sowie bestehende Fernwarmeleitungen innerhalb des
Plangebiets berticksichtigt. Mit den getroffenen Festsetzungen insbe-
sondere im Hinblick auf die nahezu gebaudescharfe Festsetzung der
Gebdaudekorper mit der Sicherung dauerhaft nicht iiberbaubarer
Grundstiicksflachen und den vorgesehenen Wohnungsgrundrissen in
den Bremer Punkten werden insgesamt gesunde Wohn- und Arbeits-
verhaéltnisse sichergestellt.

Verkehrsflachen, Stellpldatze und Nebenanlagen, Flachen fiur Geh-
rechte

Die verkehrliche ErschlieBung des Plangebiets erfolgt tiber die bereits
vorhandenen StraBen HeidmarkstraBe, Winsener Strafle und Miudener
StraBe. Die innerhalb des Plangebiets gelegenen Verkehrsflachen
werden ausgehend vom baulichen Bestand als 6ffentliche StraBenver-
kehrsflachen festgesetzt. Die 6ffentliche Verkehrsflache in der Winse-
ner StraBe wird im Bereich der Wendeanlage nach Nord-Westen um
rund 2,9 m gegenitiber der bisherigen Flurstiicksgrenze so vergrofert,
dass hier die geplanten 6ffentlichen Stellplatze innerhalb der 6ffentli-
chen Verkehrsflache liegen.

Die fiir die drei geplanten Bremer Punkte nach Stellplatzortsgesetz
(StellplOG) erforderlichen Pkw-Pflichtstellpldatze sollen jeweils in
Parktaschen an der Beneckendorffallee, der Miidener Strae und der
Wienhauser StraBle beziehungsweise auf dem Grundstiick des parallel
in Aufstellung befindlichen vorhabenbezogenen Bebauungsplans 125
Ostlich der Wilseder-Berg-Strale vollumfanglich hergestellt werden.
Der Bebauungsplan sichert die hierfiir erforderlichen Flachen als Fla-
chen fur Kfz-Stellplatze. Die beiden im Geltungsbereich des vorha-
benbezogenen Bebauungsplans 125 vorgesehenen Pflichtstellplatze
werden ebenfalls als Flachen fur Kfz-Stellpldatze gesichert. Vor dem
Kopf der Wendeanlage in der Winsener Straf3e wird 0stlich der Flache
fur Kfz-Stellplatze eine Wegeverbindung fur FuBgehende und Rad-
fahrende zur bestehenden Wegeverbindung entlang der nordlich an-
grenzenden Kleingartenanlage freigehalten. Die vorgesehene
umlaufende Heckenbepflanzung der Stellplatzflachen sichert eine an-
sprechende Gestaltung (vergleiche Kapitel C.9).

Die im Plangebiet bereits bestehenden Stellplatze und Garagenanla-
gen im Bereich der privaten Baugrundstiicke sowie die vorhandene
Tiefgarage im Nordwesten des Plangebiets werden ausgehend vom
baulichen Bestand gesichert. Mit der textlichen Festsetzung Nummer
7 wird geregelt, dass Stellplatze fiur Kraftfahrzeuge, Garagen und
Tiefgaragen mit deren jeweiligen Zufahrten nur innerhalb der tuber-
baubaren Grundstiicksflachen sowie innerhalb der hierfur festgesetz-
ten Flachen zuldssig sind. Diese Regelung erfolgt vor dem
Hintergrund, die betreffenden Anlagen vornehmlich in den Randbe-
reichen der bestehenden Freirdume anzuordnen, um die grofizigigen
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Freiflachen moglichst nicht zu beeintrachtigen und den Charakter der
Gartenstadt Vahr zu wahren. Innerhalb der Flachen fir Kiz-Stell-
platze sind auch Fahrradabstellanlagen zuldssig. Hierdurch soll si-
chergestellt werden, dass die betreffenden Flachen gegebenenfalls
bei einem mittel- bis langfristig geanderten Mobilitatsverhalten, bei-
spielsweise den Verzicht auf einen eigenen Pkw zugunsten eines zu-
nehmenden Radverkehrs, entsprechend der Nachfrage nutzbar sind.
In der textlichen Festsetzung Nummer 7 wird geregelt, dass Fahr-
radabstellanlagen auBerhalb der hierfiir festgesetzten Flachen aus-
nahmsweise zugelassen werden koénnen. Der Ausnahmevorbehalt
gilt, um im bauaufsichtlichen Verfahren im Einzelfall entscheiden zu
konnen, ob sich die Fahrradabstellanlagen vertraglich in das Gebiet
einfligen.

Zusatzlich zu den Pkw-Pflichtstellplatzen nach Stellplatzortsgesetz
wird fir die drei geplanten Bremer Punkte ein Angebot an offentli-
chen Parkplatzen geschaffen, die die bestehenden o6ffentlichen Park-
platze in der Gartenstadt Vahr erganzen. Dabei wird auch die Planung
des parallel in Aufstellung befindlichen vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplans 125 zur Errichtung von zwei Gebaude-Ensembles des Typs
Tarzan & Jane ostlich der Wilseder-Berg-Strafie berticksichtigt (ver-
gleiche Kapitel B.3). Diese offentlichen Parkplatze sollen beispiels-
weise Besucherinnen und Besucher der Bewohnerinnen und
Bewohner sowie dem Lieferverkehr dienen. Es ist vorgesehen, diese
offentlichen Parkplédtze durch die Neuordnung und Ergdnzung von
bestehenden Stellplatzanlagen innerhalb der 6ffentlichen Verkehrs-
flachen und vor Kopf der Wendeanlage in der Winsener Strafle zu
schaffen. Auf Grundlage einer Ortsbesichtigung wurden unter Be-
rucksichtigung der besonderen stadtebaulichen Bedeutung und des
Charakters der Gartenstadt Vahr geeignete Standorte in der Heid-
markstrale, der Winsener StraBle, dem Heideplatz und der Bispinger
StraBe identifiziert. Einzelheiten zum Bau und zur Gestaltung der ge-
planten offentlichen Parkplatze werden vertraglich zwischen der
Stadtgemeinde und der Bauherrin geregelt (ErschlieBungs- bezie-
hungsweise Infrastrukturvertrag).

Dartuber hinaus ist fiir den parallel in Aufstellung befindlichen vorha-
benbezogenen Bebauungsplan 125 fir Teilflachen 6stlich der
Wilseder-Berg-Strale ein Mobilitatskonzept nach § 9 StellplOG vor-
gesehen, das einen Beitrag zur Reduzierung des Verkehrsaufkom-
mens in der gesamten Gartenstadt Vahr leisten und alternative
Mobilitatsangebote fordern soll. Es ist die Errichtung von mindestens
zwel CarSharing-Stellplatzen und eine Bikesharing-Station am Hei-
deplatz sowie die finanzielle Forderung der Nutzung der Car- und Bi-
kesharing-Angebote vorgesehen. Mit der Verortung des CarSharing-
und BikeSharing-Angebots am Heideplatz im Zentrum der Garten-
stadt Vahr entsteht ein Angebot, das offentlich zuganglich und leicht
auffindbar und damit auch fur weitere Anwohnerinnen und Anwoh-
ner beziehungsweise die Offentlichkeit insgesamt nutzbar ist. Rege-
lungen zu diesem Mobilitatskonzept werden im Durchfih-
rungsvertrag zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan 125 getroffen.

Die fur die drei geplanten Bremer Punkte gemal3 StellplOG erforder-
lichen Fahrradabstellanlagen sollen in unmittelbarer Nahe der ge-
planten Gebaudekorper in eingehausten Nebenanlagen unter-
gebracht werden. Weitere Fahrradabstellanlagen, die beispielsweise
auch durch Besucherinnen und Besucher genutzt werden konnen,
sind unmittelbar an den Hauseingangen vorgesehen. Sie sind unter
Berucksichtigung des Baumbestandes und von Wegeflachen positio-
niert worden. Vorgesehen sind je geplantem Bremer Punkt vier Fahr-
radabstellplatze fiur Besucherinnen und Besucher (zwei Bligel). Das
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entspricht bei den vorgesehenen sieben bis neun Wohnungen je Ge-
baude einem Schliissel von rund 45 bis 57 Prozent an offentlichen
Fahrradabstellplatzen.

Die textliche Festsetzung Nummer 8 regelt, dass Tiefgaragen um bis
zu 1,0 m uber die Gelandeoberflache hinausragen durfen. Hierdurch
wird die bestehende Tiefgarage westlich der Winsener StraBe, die
uber die Geldandeoberflache hinausragt, planungsrechtlich gesichert.

Nebenanlagen nach § 14 Absatz 1 BauNVO koénnen gemaB der dekla-
ratorischen textlichen Festsetzung Nummer 9 aulerhalb der iiberbau-
baren Grundstiicksflachen und der hierfiir zeichnerisch festgesetzten
Flachen nur ausnahmsweise zugelassen werden. Die Zulassigkeit
wird unter Ausnahmevorbehalt gestellt, um mit Blick auf § 23 Absatz
5BauNVO im bauordnungsrechtlichen Verfahren im Einzelfall sicher-
zustellen, dass der Charakter der Gartenstadt Vahr mit der aufgelo-
ckerten Bebauung, groBzigigen Freiflaichen und freizuhaltenden
Blick- und Wegebeziehungen, durch Nebenanlagen nicht wesentlich
beeintrachtigt wird. Gleichzeitig wird mit einem Verzicht auf eine
zeichnerische Festsetzung von Nebenanlagen tiber Stellplatze und
Garagen hinaus Flexibilitat belassen, sodass die Nebenanlagen auf
die jeweiligen Bedirfnisse der Bewohnerinnen und Bewohner ange-
passt werden konnen.

Im nordwestlichen Bereich und stidlich der HeidmarkstraBe setzt der
Bebauungsplan auf der Grundlage von § 9 Absatz 1 Nummer 21
BauGB Flachen fest, die mit Gehrechten zugunsten der Allgemeinheit
zu belasten sind. Das Gehrecht soll also von der Offentlichkeit genutzt
werden. Die (grundbuchliche) Sicherung des Gehrechts erfolgt so-
dann durch private Grunddienstbarkeit zugunsten der Stadtgemeinde
Bremen. Diese zeichnerischen Festsetzungen werden aus den bisher
im maBgeblichen Planbereich geltenden Bebauungspldnen iibernom-
men und sichern die stadtebaulich bestehenden Wegeflachen fir die
Allgemeinheit im Sinne einer guten Vernetzung und der Ermoégli-
chung kurzer Wege. Es handelt sich im Nordwesten um die Wegefla-
che zur nordlich angrenzenden Kleingartenanlage und sudlich der
HeidmarkstraBe die Wegeverbindung zur Miudener Strafle.

Entwadsserung, Ver- und Entsorgung

Die drei geplanten Bremer Punkte sollen an die vorhandene Kanali-
sation angeschlossen werden. In den angrenzenden 6ffentlichen Ver-
kehrsflachen besteht jeweils eine Mischwasserkanalisation, die
ausreichend Kapazitaten aufweist. Bei den Oberflachen der Stell-
platze sowie der neu geplanten Wegebeziehungen sind Materialien
vorgesehen, die eine Durchlassigkeit fiir Wasser und somit eine Ver-
sickerung von Regenwasser zulassen. Die angrenzenden Freibereiche
der Bremer Punkte bleiben, bis auf die Terrassenbereiche, entsiegelt
und werden zum Teil mit standortgerechten Pflanzen bepflanzt. Da-
mit fallt die zusatzliche Versiegelung im Plangebiet durch die drei ge-
planten Bremer Punkte samt der dazugehérenden Nebenanlagen ver-
gleichsweise gering aus.

In den Nebenanlagenbereichen der angrenzenden oOffentlichen Ver-
kehrsflachen bestehen nach aktuellem Planwerk der Wesernetz Bre-
men GmbH Versorgungsleitungen der Sparten Gas, Wasser, Fern-
wdarme und Strom.

Immissionsschutz, Planbedingte Verkehrszunahme

Auf das Plangebiet wirkt Larm aus dem Straenverkehr der angren-
zenden StraBen und aus dem Eisenbahnverkehr der westlich der Be-
neckendorffallee verlaufenden Schienenstrecken ein. Relevante
Larmimmissionen aus gewerblichen Nutzungen oder Flugverkehr be-
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stehen im Plangebiet nicht. Die Belastung durch Schienen- und Stra-
Benlarm wurde schalltechnisch untersucht und die im Plangebiet zu
erwartenden Auflenlarmwerte in Form von Beurteilungspegeln ermit-
telt. !

Im Ergebnis ist innerhalb des Plangebiets im nordwestlichen Bereich
sowie in einem circa 15 bis 20 m breiten Streifen nérdlich und stidlich
der Midener Strafle aufgrund von Verkehrslarm (einschlieBlich Ei-
senbahnlarm) mit AuBenlarmwerten von 60 dB(A) bis zu 65 dB(A) tags
zu rechnen. In den ibrigen, iiberwiegenden Bereichen des Plange-
biets ist tagsiiber mit Auenlarmwerten von 55 dB(A) bis zu 60 dB(A)
beziehungsweise im Studwesten, westlich der Bispinger StraBle mit
AulBienlarmwerten von 50 dB(A) bis zu 55 dB(A) zu rechnen. Nachts ist
im Nordwesten des Plangebiets und siidlich der Midener StraBle mit
AulBienlarmwerten von 55 dB(A) bis zu 60 dB(A) zu rechnen, im Stiden
des Plangebiets und im 6stlichen Bereich stidlich der Heidmarkstralie
ist mit AuBenlarmwerten von 50 dB(A) bis zu 55 dB(A). Diesen AuBlen-
larmwerten liegt eine Betrachtung der freien Schallausbreitung — also
ohne Bertcksichtigung des Gebaudebestandes — auf der kritischsten
Hohe von 8,0 m zugrunde. Bei Berticksichtigung des Gebaudebestan-
des und abweichenden H6éhen konnen an den larmabgewandten Ge-
baudeseiten jeweils niedrigere Larmwerte von 45 dB(A) bis zu 50
dB(A) tags und nachts erreicht werden.

Damit konnen die als Beurteilungsgrundlage heranzuziehenden Ori-
entierungswerte der DIN 18005 ,Schallschutz im Stadtebau" von 55
dB(A) tags und 45 dB(A) nachts fiir Allgemeine Wohngebiete um bis
zu 10 dB(A) tags und bis zu 15 dB(A) nachts in Teilbereichen des Plan-
gebiets tiberschritten werden. Ebenso kénnen die Grenzwerte der 16.
Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
— Verkehrslarmschutzverordnung (16. BlImSchV) von 59 dB(A) tags
und 49 dB(A) nachts fir Allgemeine Wohngebiete um bis zu 6 dB(A)
tags und bis zu 11 dB(A) nachts iberschritten werden. Eine Gesund-
heitsgefahrdung ist nach aktueller Rechtsprechung bei Dauerschall-
pegeln von mehr als 70 dB(A) tags und mehr als 60 dB(A) nachts
anzunehmen. Diese Schwellenwerte werden im Plangebiet nicht
uberschritten beziehungsweise in groflen Teilen deutlich unterschrit-
ten.

Bei der vorliegenden Planung ist zu berticksichtigen, dass es sich um
einen Standort in einem bereits bebauten Umfeld in stadtebaulich in-
tegrierter Lage handelt. Insbesondere entlang von Verkehrswegen
lassen sich die Orientierungswerte der DIN 18005 und die Grenzwerte
der 16. BImSchV nicht immer einhalten. Fur solche Falle besteht ein
Abwagungsspielraum. Dieser wird hier zugunsten der Innenentwick-
lung angewandt. Zur Sicherstellung gesunder Wohnverhaltnisse wer-
den passive SchallschutzmaBnahmen festgesetzt.

Prinzipiell haben aktive SchallschutzmaBnahmen Vorrang vor passi-
ven SchallschutzmaBnahmen. Im Hinblick auf den Eisenbahnlarm
wurde ein groBes Larmminderungspotenzial fiir die angrenzenden
Wohngebiete im Allgemeinen ermittelt. Konkrete SchallschutzmaB-
nahmen sind jedoch zwischen der Stadtgemeinde und der Deutschen
Bahn AG noch nicht vereinbart worden, sodass dieses Larmminde-
rungspotenzial bei dem vorliegenden Bebauungsplan nicht bertick-
sichtigt werden kann.

! T&H Ingenieure GmbH: Schalltechnische Untersuchung fiir die Aufstellung der Be-
bauungsplane 125 und 2493 in der Gartenstadt Vahr in Bremen; Projektnummer 16-233-
GV-01, Bremen, 5. April 2017
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Die mit dem Bebauungsplan 2493 vorbereiteten Bauvorhaben sollen
sehr zeitnah realisiert werden und dann die Nutzungsaufnahme erfol-
gen. Sie dienen der Schaffung von dringend benétigtem Wohnraum
im Stadtgebiet. Da derzeit nicht absehbar ist, ob, wann und in welcher
Form konkrete SchallschutzmaBnahmen an der Bahnstrecke realisiert
werden koénnen und welchen Beitrag zur Reduzierung des Larms an
den geplanten Gebauden dies leisten wiirde, trifft der Bebauungsplan
2493 Festsetzungen zum passiven Schallschutz, die gesunde Wohn-
und Arbeitsverhdltnisse sicherstellen.

So setzt der Bebauungsplan fest, dass in den zu Wohnzwecken die-
nenden Aufenthaltsrdéumen durch geeignete bauliche MafBnahmen
(zum Beispiel schallgedammte Liftungsoéffnungen) der Mittelungspe-
gel von 35 dB(A) tags bei geschlossenem Fenster nicht tberschritten
werden darf (textliche Festsetzung Nummer 13.1). Dartiber hinaus ist
bei AuBenlarmwerten nachts von > 50 dB(A) sicherzustellen, dass in
den zu Wohnzwecken dienenden Aufenthaltsraumen durch geeignete
bauliche MafBnahmen (zum Beispiel schallabsorbierende Ausbildung
der Fensterlaibung, Grundrissgestaltung) der Mittelungspegel von 30
dB(A) bei freier Beliiftung (gekipptes Fenster) nicht tberschritten
wird. Bei AuBenlarmwerten nachts > 50 dB(A) ist durch geeignete
bauliche MaBnahmen (zum Beispiel schallgeddmmte Liftungséffnun-
gen) sicherzustellen, dass in den zu Wohnzwecken dienenden Aufent-
haltstaumen der Mittelungspegel von 30 dB(A) nachts bei ge-
schlossenem Fenster nicht tiberschritten wird (textliche Festsetzung
Nummer 13.2).

Aufgrund der Schallimmissionen von bis zu 65 dB(A) tagstiiber ist zum
Schutz hausnaher Freibereiche wie Terrassen oder Balkone durch
bauliche MaBnahmen wie einer Orientierung zur lairmabgewandten
Gebaudeseite oder durch geeignete bauliche MaBnahmen wie eine
Teilverglasung von Balkonen et cetera sicherzustellen, dass der Mit-
telungspegel von 55 dB(A) tags bei wenigstens einem hausnahen Frei-
bereich je Wohnung eingehalten wird (textliche Festsetzung Nummer
13.3).

Der Nachweis fur die Erfullung der textlichen Festsetzungen zum
Schallschutz hat im Einzelfall im bauaufsichtlichen Verfahren zu er-
folgen, sodass hieraus die notwendigen SchallschutzmaBnahmen ab-
geleitet werden konnen (textliche Festsetzung Nummer 13.4).

Dabei ist davon auszugehen, dass das durch die drei geplanten Wohn-
gebdude mit jeweils bis zu neun Wohneinheiten, die sich in das um-
gebende Wohngebiet einfligen, zusatzlich erzeugte Verkehrs-
aufkommen nicht zu einer maBgeblichen Erhohung der an den be-
nachbarten Wohngebdauden zu erwartenden Immissionen beitragt.

Zum anderen wurde in dem vorgenannten Zusammenhang die von
der Planung ausgehende Verkehrszunahme durch die planende
Stadtgemeinde aufgrund gutachterlicher Datenbasis berucksichtigt.
Das Gutachten ,Schalltechnische Untersuchung fur die Aufstellung
von zwei Bebauungsplanen — BP 2493 und VE 125 —in der Gartenstadt
Vahr in Bremen” vom 17. September 2019 hat ergeben, dass die fur
ein Allgemeines Wohngebiet zuldssigen Immissionsgrenzwerte der
16. BImSchV von 59 dB(A) tags und 49 dB(A) nachts bereits ohne die
planbedingte Verkehrszunahme tiberschritten werden. Die durch das
Vorhaben bedingten Pkw-Mehrverkehre bewirken lediglich eine Er-
hohung um 0,3 dB(A) und sind demnach nur geringfiigig, da sie weit
unterhalb einer abwagungsrelevanten Erhohung von 3 dB(A) liegen.
Das Gutachten berticksichtigt dabei auch den parallel in Aufstellung
befindlichen vorhabenbezogenen Bebauungsplan 125 zur Errichtung
von zwei Wohngebauden 0Ostlich der Wilseder-Berg-Strale und west-
lich der Bebauung an der Undeloher StrafBle in der Gartenstadt Vahr.
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Bei isolierter Betrachtung nur des vorliegenden Plans BP 2493 ware
lediglich eine Larmpegelerhéhung von 0,1 dB(A) zu erwarten.

7. MaBnahmen zum Klimaschutz; Energieeinsparung

Fur die drei geplanten Bremer Punkte ist ein nachhaltiges Gebaude-
und Energiekonzept mit dem Einsatz von erneuerbaren Energien vor-
gesehen (vergleiche hierzu auch Kapitel D.b). Der Bebauungsplan
enthdlt vor diesem Hintergrund die textliche Festsetzung Nummer 12.
Demnach ist die tragende Konstruktion der Dacher der Hauptgebaude
statisch so auszubilden und die erforderliche Bautechnik so zu gestal-
ten, dass die Errichtung von Anlagen zur Nutzung der Solarenergie
moglich ist (zum Beispiel durch Verlegung von Leerrohren und Platz-
halter zur Positionierung von Technikanschlissen). Die konkreten
Ausfihrungsbestimmungen werden im stdadtebaulichen Vertrag ver-
einbart.

8. Gestaltungsfestsetzungen nach § 86 Bremische Landesbauordnung

Um sicherzustellen, dass sich die geplanten Gebaude in den bauli-
chen Bestand einfligen und das stadtebauliche Erscheinungsbild der
Gartenstadt Vahr erhalten bleibt, wird festgesetzt, dass Dacher der
Hauptgebdude ausschlieBlich als Flachdacher mit einer Neigung von
maximal 10 Prozent auszubilden sind.

Abweichend von § 10 Absatz 4 StellplOG sind Stellplatzflachen mit
mehr als fiinf zusammenhdngenden Stellpldatzen je Grundstick an-
stelle von groBkronigen Laubbdumen mit Buchenhecken (Fagus syl-
vatica) umlaufend zu bepflanzen. Hiervon ausgenommen sind die
Zufahrten zu den Stellplatzflachen. Mit der Regelung, dass anstelle
einer Baumpflanzung eine umlaufende Heckenbepflanzung vorzuse-
hen ist, soll eine optimale Ausnutzung und Komprimierung der weni-
gen zur Verfugung stehenden oberirdischen Stellplatzflachen
ermoglicht werden. Die umlaufenden Heckenpflanzungen sollen eine
ansprechende Gestaltung und Integration in den Freiraum sicherstel-
len.

9. Hinweise

Der Bebauungsplan enthdlt in Ergédnzung seiner rechtsverbindlichen
Festsetzungen Hinweise, die auf weitere Rechtsvorschriften verwei-
sen.

Umweltbelange

Wie unter Kapitel B.4 beschrieben, liegen die Voraussetzungen fiir die
Aufstellung des Bebauungsplans als Plan der Innenentwicklung nach §
13a BauGB vor, da die Planung ein Vorhaben der Innenentwicklung er-
moglicht und der Bebauungsplan im Sinne von § 19 Absatz 2 BauNVO
uber eine zuldssige Grundflache von weniger als 20 000 m? verfugt. Dies
gilt auch unter Beriicksichtigung des parallel und in Nachbarschaft in Auf-
stellung befindlichen vorhabenbezogenen Bebauungsplans 125 fiir ein
Gebiet 0Ostlich der Wilseder-Berg-Strafle (vergleiche dazu auch Kapitel
B.3). In einem Verfahren nach § 13a BauGB kann von einer Umweltprii-
fung nach § 2 Absatz 4 BauGB sowie vom Umweltbericht nach § 2a BauGB
und von der Angabe nach § 3 Absatz 2 Satz 2 BauGB, welche Arten um-
weltbezogener Informationen verfigbar sind sowie von der zusammenfas-
senden Erklarung uber die Berucksichtigung von Umweltbelangen
abgesehen werden. Vor diesem Hintergrund wird auf die férmliche Um-
weltprufung verzichtet.

Gleichwohl werden die fur die geplante Bebauung relevanten Belange des
Umweltschutzes nachfolgend dargestellt. Ein Ausgleich der Eingriffe in
Natur und Landschaft ist gemaB § 13a Absatz 2 Nummer 4 BauGB nicht
erforderlich, da Eingriffe, die aufgrund der Aufstellung des Bebauungs-
plans zu erwarten sind, als vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder
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zuldssig gelten. Unabhangig davon gilt es, Eingriffe in Natur und Land-
schaft moéglichst gering zu halten.

Fir die Belange des Umweltschutzes wurden folgende Unterlagen heran-
gezogen, die eine Grundlage fir die Beschreibung und Bewertung der
Umweltauswirkungen darstellen und die im Rahmen der 6ffentlichen Aus-
legung zugénglich sind:

e Artenschutzrechtliche Einschatzung; Arno Schoppenhorst, Biiro Oko-
logis (Bremen, 22. November 2017)

e Untersuchung des Eremiten (Osmoderma eremita) in zwei Plangebie-
ten — an der Mudener Stralle und der Wilseder-Berg-StraBle — im Be-
reich Bremen/Gartenstadt Vahr (Bebauungsplan 125 und 2493); Axel
Bellmann, Kaferkundliche Gutachten (Bremen, 21. November 2016)

e Baumliste der GEWOBA
e Landschaftsprogramm Bremen (Freie Hansestadt Bremen, 2015)

e Schalltechnische Untersuchung fiir die Aufstellung der Bebauungs-
plane 125 und 2493 in der Gartenstadt Vahr in Bremen; Projektnum-
mer 16-233-GV-01; T&H Ingenieure GmbH (Bremen, 5. April 2017)

Die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Absatz 6 Nummer 7 BauGB und
nach § la BauGB sowie die abwagungsrelevanten Umweltauswirkungen
sind wie folgt betrachtet und bewertet worden:

a) Natur und Landschaft, Landschaftsbild und Erholung

Das Plangebiet liegt innerhalb des Stadtgebietes von Bremen im Stadt-
teil Vahr, Ortsteil Gartenstadt Vahr und ist dem besiedelten Bereich
zuzuordnen. Es wird gepragt durch die iberwiegend viergeschossigen
Geschosswohnungsbauten der Gartenstadt Vahr in aufgelockerter, ge-
gliederter Bauweise mit groBziigigen halboffentlichen Freiflachen und
umfangreichem Baumbestand.

Plan 1 ,Ziel- und MaBnahmenkonzept” des Landschaftsprogramms
Bremen (Lapro) stellt die gesamte Gartenstadt Vahr — das Plangebiet
umfasst den westlichen Teilbereich — als Siedlungsbereich mit Zeilen-
und Hochhausbebauung und besonderen Freiraumfunktionen im Hin-
blick auf das Ortsbild, die Biotopvernetzung und das Stadtklima im in-
neren Grunring/Alleenring dar. In Bezug auf die Freiraumfunktion
handelt es sich bei dem Plangebiet gemal Anlage B, Tabelle 3 des La-
pro um einen Bereich mit Geschosswohnungsbau und zugehorigen
wertvollen Freiflachen mit Altbaumbestand. Bei der Weiterentwick-
lung der Siedlungsstrukturen sind die Altbaumbestande und die hohe
Bedeutung des vorhandenen Ensembles aus Bebauung, Freiflachen
und Baumbestand fiir das Landschaftsbild zu beachten. Die Nutzbar-
keit und Entwicklung von Altbaumstandorten sollen durch Freifla-
chenkonzepte verbessert werden. Dartber hinaus soll die Vernetzung
von Biotopen bei der Planung eine Rolle spielen.

Als Bestandteil des Siedlungsraums wird die Gartenstadt Vahr als Be-
reich allgemeiner Bedeutung eingestuft. Fiur diese Flachen gilt die
Zielkategorie UN, die bedeutet, dass andere Nutzungen (im vorliegen-
den Fall Wohnnutzungen) unter Berucksichtigung der allgemeinen
Ziele fur die Siedlungsentwicklung entsprechend des Kapitels 4.4.29
des Lapro Vorrang haben. Jedoch sollen noch erhaltene Elemente der
Naturlandschaft besonders geschiitzt, gepflegt und entwickelt werden,
sofern sie zur jeweiligen stadtebaulichen Situation und Nutzung pas-
sen.

Laut Plan 2 ,MaBnahmen Erholung und Landschaftserleben” des La-
pro ist die Gartenstadt Vahr als private, aber offentlich erlebniswirk-
same Grunstruktur mit pragendem Altbaumbestand und besonderer
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Bedeutung fir Erholung und Landschaftserleben innerhalb des Sied-
lungsbereichs verzeichnet, wobei der pragende Altbaumbestand vor
allem im zentralen Bereich der Gartenstadt Vahr stdlich des Heide-
platzes zwischen Bispinger Stralle und Wilseder-Berg-StraBle entlang
des Orreler Wegs — und damit weitgehend auBerhalb des Geltungsbe-
reichs des Bebauungsplans 2493 — verortet wird. Das Lapro empfiehlt
das Vorsehen eines Pflege- und Gestaltungskonzepts fiur die Freifla-
chen im Hinblick auf eine Verbesserung der Struktur- und Gestal-
tungsvielfalt der halboffentlichen Grinflachen.

Karte E ,Landschaftserleben” des Lapro ordnet die Gartenstadt Vahr
als Siedlungstyp , WG — Grofiformatbebauung inklusive offene Zeilen-
bauweise” mit einem hohen Identifikationswert der Baustruktur und
einer historischen Kontinuitdt ein. Die Grunstrukturen im Plangebiet
weisen eine sehr hohe Bedeutung fiir das Erleben von Natur und Land-
schaft auf. Im Hinblick auf das Erholungspotenzial der Griinanlagen
wird in Karte F , Erholung” des Lapro lediglich der zentrale Griinzug
der Gartenstadt Vahr entlang des Orreler Wegs mit einer sehr hohen
Bedeutung eingestuft. Dieser liegt auBerhalb des Geltungsbereichs
des Bebauungsplans 2493. Die ubrigen Flachen der Gartenstadt Vahr
weisen gemal Lapro kein besonderes Erholungspotenzial auf.

Die Gartenstadt Vahr ist gemaBl Plan 3 ,Biotopverbundkonzept” des
Lapro als stark durchgriinter Siedlungsbereich mit Trittsteinfunktion
fir die innerstadtische Biotopvernetzung eingestuft. Diese Trittstein-
funktion soll auch bei einer baulichen Weiterentwicklung der betref-
fenden Flachen erhalten bleiben und ist im Plangebiet insbesondere
durch Altbaumbestdande gegeben. Karte A ,Arten und Biotope” des
Lapro stuft im Hinblick auf die Lebensraumfunktion fiir Pflanzen,
Tiere, fiir das Landschaftserleben und fiir den Schutz der Naturgtiter
Boden, Wasser, Luft/Klima den zentralen Teil der Gartenstadt Vahr —
ostlich der Wienhauser Strale und der Miidener Strafie — als Biotop-
komplex mittlerer Bedeutung und den tbrigen Bereich der Garten-
stadt Vahr als Biotopkomplex allgemeiner Bedeutung ein.

Der Bebauungsplan berucksichtigt die landschaftsplanerischen Ziel-
aussagen fur das Plangebiet. Die drei geplanten Bremer Punkte ergan-
zen den Siedlungsbestand an geeigneten Stellen und fugen sich im
Hinblick auf die Gestaltung, die Baukorperstellung und die Gebaude-
hoéhen in den Siedlungsbestand ein. Der Bebauungsplan setzt in An-
lehnung an den bisher geltenden Bebauungsplan 192 den Gebdaude-
bestand und die drei geplanten Wohngebdaude nahezu gebaudescharf
fest. Hierdurch wird die stadtebauliche Struktur der Gartenstadt Vahr
mit einer gegliederten, aufgelockerten Bauweise gesichert. Ebenso
werden die grofizugigen Freiflachen als nicht tiberbaubare Grund-
sticksflachen und damit der GroBteil des Baumbestandes gesichert.
Hierdurch ergeben sich auch keine Beeintrachtigungen der Bedeu-
tung des Plangebiets im Hinblick auf die Vernetzung von Biotopen,
auch wenn im Plangebiet vereinzelt Baumfallungen erforderlich sind,
um die geplanten Bauvorhaben zu realisieren. Hierfiuir erfolgen auf
Grundlage der Bremer Baumschutzverordnung Ersatzpflanzungen
(vergleiche Kapitel D d)). Erganzend plant die Bauherrin den Ersatz
samtlicher, auch nicht geschutzter Baume im Gebiet der Gartenstadt
Vabhr.

Um den Nutzwert der Freiflachen entsprechend der Zielaussagen des
Lapro im Plangebiet zu erhohen, ist unter anderem die Schaffung wei-
terer Spiel- und Aufenthaltsflachen vorgesehen (vergleiche hierzu
auch Kapitel B.3).

Schutzgut Klima/Luft; Energieeinsparung

Das Plangebiet befindet sich in einem Siedlungsbereich, der durch
Wohngebaude mit Freiflachen und Baumbestand gepragt ist. GemaRl
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Karte D ,Klima/Luft” des Lapro weist das Plangebiet insgesamt eine
weniger gunstige bioklimatische Situation auf, wobei den Griinflachen
und Grinstrukturen, insbesondere dem Baumbestand, eine bioklima-
tische Bedeutung zukommt, beispielsweise im Hinblick auf eine Riick-
haltung und Versickerung beziehungsweise Verdunstung des
anfallenden Niederschlagswassers.

Der Bebauungsplan tragt dem Schutzgut Klima/Luft Rechnung, indem
die vorhandenen Grinflachen im Plangebiet mit Ausnahme der Fla-
chen fiir die drei geplanten Wohngebaude samt dazugehoérenden Ne-
benanlagen als nicht Utberbaubare Grundstiicksflachen gesichert
werden. Die drei geplanten Bremer Punkte weisen als Punktgebaude
eine kompakte Bauweise mit geringen Grundflachen auf, sodass die
zusatzliche Versiegelung im Plangebiet vergleichsweise gering aus-
fallt. Fur die erforderlichen Baumfallungen sind Ersatzpflanzungen im
Gebiet der Gartenstadt Vahr vorgesehen, so dass die Grunfunktionen
auch weiterhin gegeben sein werden (vergleiche Kapitel D.d).

Dartber hinaus dient die Planung der Erhéhung des Angebots an
Wohnraum durch eine bauliche Weiterentwicklung im stddtebauli-
chen Innenbereich. Das Gebiet ist zudem gut an den OPNV angebun-
den. Damit entspricht die Planung dem Leitmotiv der ,Kompakten
Stadt”, das auf eine Reduzierung des Flachenverbrauchs und eine
Stadt der kurzen Wege abzielt. Eine Beeintrachtigung kleinklimati-
scher Verhaltnisse oder bioklimatischer Wirkungsraume ist daher
durch die Realisierung der drei geplanten Wohngebdaude innerhalb
des Siedlungsbestands mit einer Sicherung der vorhandenen Grun-
strukturen allenfalls in sehr geringem MaBe zu erwarten.

Die Bauherrin wird die drei geplanten Bremer Punkte im Energiestan-
dard des KfW-Effizienzhaus-Standards 55 gemaB Energieeinsparver-
ordnung 2016 (EnEV 2016) errichten. Auf dem Flachdach soll jeweils
eine Luft-Wasser-Warmepumpe in Kombination mit einer Fotovoltaik-
anlage fur die Warme- und Stromerzeugung installiert werden. Die
drei geplanten Bremer Punkte sollen auBerdem mit AuBenhillen in
Holzrahmenbauweise errichtet werden, durch die die energieeffiziente
Gebaudeausfuhrung optimiert werden kann.

Der Bebauungsplan enthdlt vor dem Hintergrund, dass Anlagen zur
Nutzung erneuerbarer Energien zum Einsatz kommen sollen, die text-
liche Festsetzung Nummer 13. Demnach ist die tragende Konstruktion
der Dacher der Hauptgebaude statisch so auszubilden und die erfor-
derliche Bautechnik so zu gestalten, dass die Errichtung von Anlagen
zur Nutzung der Solarenergie moglich ist (zum Beispiel durch Verle-
gung von Leerrohren und Platzhalter zur Positionierung von Technik-
anschlissen). Die Hohe der baulichen Anlagen darf zudem beispiels-
weise durch Anlagen zur Warmeriuckgewinnung und zur Nutzung re-
generativer Energien um bis zu 1,5 m uberschritten werden (textliche
Festsetzung Nummer 11).

Schutzgut Boden und Wasser

Durch die geplanten drei Wohngebaude samt der zugehorigen Neben-
anlagen konnen in den fur die betreffenden, flaichenmaBig vergleichs-
weise Kkleinen Teilbereichen des Plangebiets Okologische Boden-
funktionen wie zum Beispiel als Speicher-, Ruckhalte- und Filterme-
dium fir Bodenwasser et cetera geschadigt werden. Dabei ist festzu-
halten, dass das Plangebiet von groBzugigen Grunflachen mit
umfangreichem Baumbestand gepragt ist, die der Bebauungsplan
weitgehend als nicht uberbaubare Grundstucksflachen sichert. Mit der
zulassigen GRZ von 0,35 wird zudem die gemaB § 17 Absatz 1 BauNVO
fur Allgemeine Wohngebiete zulassige und tubliche Dichte der Nut-
zungsintensitat mit einer GRZ von 0,4 unterschritten.
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Nach Auskunit des Geologischen Dienstes fiir Bremen liegt die Gelan-
dehohe des Plangebiets zwischen 4,0 m und 5,0 mNN.

Inwieweit Abgrabungen oder Auffiillungen beziehungsweise allge-
meine Bodenverdanderungen im Plangebiet vorgenommen wurden,
lasst sich nach Auskunft des Geologischen Dienstes fiir Bremen aus
den beim Geologischen Dienst fiir Bremen vorliegenden Daten nur
punktuell iiber Ergebnisse vereinzelter Bohrungen im Plangebiet er-
mitteln. Eine flachenhafte Aussage kann daher nicht getroffen werden.
Eventuelle Auffiilllungsmachtigkeiten konnen im Plangebiet bei circa
1,0 m bis 1,5 m liegen.

Darunter stehen nach Auskunft des Geologischen Dienstes fiir Bremen
als jiingste geologische Schicht etwa 0,5 m bis 1,0 m méachtige Schluffe
und Tone an, in denen beziehungsweise an deren Basis partiell Torfe
vorhanden sein kénnen. Es konnen aber auch grundsatzlich groBere
Machtigkeiten erreicht werden.

Aufgrund dieser Weichschichten muss der Untergrund als ,stark set-
zungsempfindlich” eingestuft werden (Baugrundkarte Bremen
1980/81). Mittels Sondierungen sollte vor einer Bebauung die wirkli-
che Lage und Machtigkeit dieses Weichschichtenpaketes ermittelt
werden, um auf die Konsequenzen fiir eine Bebauung zu schliefen.

Unter den Weichschichten stehen Mittel- und Grobsande der Weich-
sel- und Saale-Kaltzeit an. Diese Wesersande bilden den oberen
Grundwasserleiter. Thre Basis wird in Tiefen ab -10 mNN (tiefer als 15
m unter der Gelandeoberflache) durch die Lauenburger Schichten ge-
bildet.

Entsprechend den jahreszeitlichen Verhéaltnissen treten unterschiedli-
che Grundwasserstandshohen auf. Stichtagsmessungen (2015) erga-
ben freie Grundwasserstande um 1,75 mNN (entsprechend etwa 3,0 m
unter Geldnde); freie Hochststande sind bei 2,75 mNN (zwischen etwa
1,75 m und 2,25 m unter Geldnde) zu erwarten. Diese gemessenen
Hochststande sollten beachtet werden, da sich theoretisch nach ergie-
bigen, langanhaltenden Regenereignissen noch héhere Grundwasser-
stande einstellen konnten.

Das Grundwasser ist nach DIN 4030 als ,schwach betonangreifend”
einzustufen (pH: 6,0-6,5; Gesamteisen: 10-20 mg/]l; Chloride: 25-50
mg/l; Sulfate: 80-120 mg/l; Magnesium: 5 - 10 mg/l; Calcium: 50-75
mg/l).

Bezlglich der Versickerungsmoglichkeiten von Oberflachenwasser im
Plangebiet ist festzustellen, dass das Grundwasser gespannt unter den
genannten Weichschichten ansteht. Somit ist die Versickerung von
Oberflachenwasser aufgrund der hydrogeologischen Situation einge-
schrankt. Aufgrund der variierenden Oberfldche konnte es eventuell
lokal Mdoglichkeiten in eventuell aufgefillten Sanden geben. Dieses
muss vor Ort gepruft werden, auch in Bezug auf die FlieBrichtung des
moglicherweise eingespeisten Oberflachenwassers, um Schaden zu
vermeiden.

Die Anlage von geothermischen Installationen fir die Gebaudebehei-
zung und -kuhlung ist hydrogeologisch vor Ort moglich.

Schutzgut Pflanzen

Im Plangebiet finden sich einheimische Baume und Straucher. Zur Er-
richtung und ErschlieBung der drei geplanten Bremer Punkte mussen
insgesamt drei Baume gefdllt werden, die unter die Bremer Baum-
schutzverordnung fallen. Dabei handelt es sich um eine Hainbuche so-
wie zwei Weildorn-Baume. Hierfir muss nach den Vorschriften der
Baumschutzverordnung Ausgleich beziehungsweise Ersatz durch die
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Neuanpflanzung von vier Baumen geschaffen werden. Der Bebau-
ungsplan enthalt einen entsprechenden Hinweis. Die Ersatzpflanzun-
gen sollen 6stlich der Wendeanlage Winsener Strale sowie im Bereich
um den geplanten Bremer Punkt ostlich der Heidmarkstrale vorge-
nommen werden.

Dartberhinaus sind sieben weitere kleinere Baume zu entfernen. Hier-
bei handelt es sich um jiingere Baume und Geholzgruppen, die in den
Freibereichen zwischen den Bestandsbauten gewachsen sind (bei-
spielsweise eine Hainbuche, eine Birke, eine Traubenkirsche und Fi-
chen). Eine Fallung dieser Baume ist zur Herstellung der drei
Wohngebaude samt der erforderlichen Erschliefungs- und Nebenan-
lagen nicht vermeidbar. Bei der Positionierung der drei geplanten
Wohngebdude samt der dazugehérenden Nebenanlagen wurde der
vorhandene Baumbestand berticksichtigt und die Gebaude teils so po-
sitioniert, dass ein ausreichender Abstand zu vorhandenen, zum Erhalt
vorgesehenen Baumen sichergestellt wird. Die Priifung folgte auch an-
hand einer Ortsbesichtigung (vergleiche auch Kapitel B.3). Bei Bau-
maBnahmen im Bereich des Spitzahorns westlich der Bispinger Straf3e
sind im Hinblick auf den Baumerhalt besondere Vorkehrungen zu tref-
fen, beispielsweise sollten BaumaBnahmen in Handschachtung ausge-
fihrt oder die hier vorgesehenen Nebenanlagen mit Punkt-
beziehungsweise Streifenfundamenten vorgesehen werden.

Schutzgut Arten- und Lebensgemeinschaften

Im Zuge des Bebauungsplanverfahrens wurde eine artenschutzrecht-
liche Erstabschdatzung durchgefiihrt, um zu prifen, ob durch die Ver-
wirklichung der Festsetzungen artenschutzrechtliche Verbote gema8
§ 44 BNatSchG verletzt werden konnen. Das Plangebiet wurde hierzu
am 31. Mai 2016, 16. Juni 2016 sowie am 6. Juli 2016 einer faunisti-
schen Vor-Ort-Kontrolle mit Fokussierung auf Brutvogel- und Fleder-
mausvorkommen sowie Hohlenvorkommen in Baumbestdanden
unterzogen. Fur die Untersuchung der Fledermause wurde unter an-
derem ein Ultraschall-Detektor eingesetzt. Dariiber hinaus wurde das
Plangebiet in zwei Geldndebegehungen im November 2016 auf ein
Vorkommen des Eremiten (Osmo-derma eremita) gepruft.

Fledermause

Im Plangebiet nachgewiesen wurden wahrend der stichprobenhaften
Detektor-Nachtkontrolle die Zwergfledermaus, der groe Abendsegler
sowie die Breitfligelfledermaus, die das Gebiet, vorzugsweise die Ge-
hoélzstrukturen, sporadisch zur Jagd nutzten.

In den Baumen lieBen sich keine konkreten Wochenstuben oder Som-
merquartier-Verdachtspunkte erkennen, die von Fledermdusen poten-
ziell genutzt werden konnten. An den beiden Hohlenbdumen, die bei
der Vorkartierung am 31. Mai 2016 untersucht wurden, lieBen sich, im
Zuge gezielter abendlicher Detektor-Ausflugkontrollen, keine Quar-
tiere von baumbesiedelnde Arten (zum Beispiel GroBer Abendsegler)
belegen. Wochenstuben waren an den Bestandsgebdauden im Plange-
biet potenziell denkbar, allerdings konnte dieser Aspekt im Rahmen
der Untersuchung nicht gepruft werden.

Alle drei nachgewiesenen Fledermausarten unterliegen gemall FFH-
Richtlinie (Anhang IV) einem europaischen Schutzstatus. Ebenso gel-
ten alle Spezies gemadl Artenschutzverordnung (BNatSchG) als
«streng geschutzt”. Die Breitflugelfledermaus gilt zudem in Nieder-
sachsen/Bremen als ,stark gefahrdet”, der Groe Abendsegler als , ge-
fahrdet”.

Allerdings reprasentieren diese trotz des Schutzstatus ein im nordwest-
deutschen Raum und auch in Bremen nahezu tUberall vorhandenes Ar-
tenspektrum. Zudem erfiillen die groen Grunflachen lediglich eine
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Funktion als Jagdhabitat fiir wenige Individuen. Durch das Fehlen von
Quartieren in Hohlenbdumen, ist das Gebiet aus naturschutzfachlicher
Sicht fir die Gruppe der Flederméause eher gering zu bewerten.

Die zehn Baume, die im Zuge der BaumaBnahmen voraussichtlich ge-
fallt werden, stellen keine Lebens- oder Ruhestétten fiir Fledermause
dar. Hier ist weder mit einer Verletzung des Tétungsverbotes (§ 44 Ab-
satz 1 Nummer 1) oder des Beschadigungsverbotes (§ 44, Absatz 1
Nummer 3) noch mit einer Nahrungsbeeintrachtigung zu rechnen. Der
Verlust der Baume wird zu einem Teilverlust eines Teilgebietes im Ha-
bitatsystem der beobachteten Fledermausarten und in diesem auch
nicht zu einer maBgeblichen Entwertung fithren. Somit werden die
okologischen Funktionen der gegebenenfalls punktuell betroffenen
Jagdhabitate insofern auch weiterhin im rdumlichen Zusammenhang
erfillt sein.

Brutvogel

Im Plangebiet lieBen sich 20 Brutvogelarten mit mindestens 58 Paaren
beziehungsweise Revieren feststellen. Dabei lieB sich erkennen, dass
das Spektrum der Brutvogelarten hauptsachlich von Gehoélzbritern
und weniger von Gebaudebrutvogeln, wie Hausrotschwanz und Mau-
ersegler, dominiert ist. Diese Geholzbrutvogel nisten innerhalb von
Geholzstrukturen der groBzigigen Freiflachen zwischen den Wohn-
zeilen in den dortigen Baumen, Strauchern und Gebtschen. Bei wei-
terer Betrachtung fallt auf, dass der Untersuchungsraum in
uberwiegendem MaBe durch Vorkommen gepragt ist, die allgemein
héufig und aus 6kologischer Sicht als relativ anspruchsarm gelten, die
gegentber Stérungen als relativ unempfindlich gelten, die in Deutsch-
land und den Bundeslandern Bremen und Niedersachsen nicht gefahr-
det sind und die in Deutschland und auf europdischer Ebene keinen
strengen Artenschutz geniellen.

Einzig der Star stellt eine Ausnahme in der Untersuchung dar. Dieser
Hohlenbruter, der aufgrund riickldufiger Bestande sowohl bundes- als
auch landesweit als gefahrdet eingestuft ist, siedelte im Plangebiet in
einer hohlenartigen Nische an der Dachkante eines Bestandsgebdu-
des. Der Haussperling wurde ebenfalls in Randlage des Bebauungs-
plangebietes gesichtet, dieser befindet sich auf der Vorwarnliste in
Deutschland beziehungsweise in Niedersachen/Bremen. Zudem
wurde ein brutverdachtiger Bereich mit drei Paaren des Mauerseglers
an dem Gebaude Heidmarkstrae 1la ausfindig gemacht.

Brutvogelarten, die auf hoherwertige Geholzstrukturen angewiesen
sind (zum Beispiel Grunspecht, Waldohreule, Gartenrotschwanz,
Grau- oder Trauerschndapper), die als empfindlich gegenuber Stoérun-
gen gelten oder die andere Lebensraume wie zum Beispiel Gewasser,
Rohrichte, Grinland oder Offenbodenbereiche besiedeln, finden sich
innerhalb des Kartiergebietes nicht. Auch sind die Arten- und Brut-
paarzahlen verglichen mit anderen Griunflachen in diesem Flachenum-
fang eher als gering einzuschatzen.

Raumliche Schwerpunkte der Brutvogelbesiedlung sind nicht deutlich
erkennbar. Lediglich der sudliche Teil des Bebauungsplangebietes,
das heiit der Bereich stidlich der Mudener Stralle, zeigt geringfigig
hohere Siedlungsdichten und Vorkommen der in anderen Teilen of-
fenbar fehlenden Arten Buntsprecht, Singdrossel, Bachstelze und Gar-
tenbaumldufer. Dies durfte auf den dort etwas hoherwertigen
Baumbestand (unter anderem dort auch ein Hohlenbaum) zurtickzu-
fuhren sein.

Der Verlust von voraussichtlich zehn Baumen durfte diesbeztiiglich le-
diglich mit dem Verlust von Teillebensraumen einzelner ,Allerwelts-
vogelarten”, die jeweils besonders geschiitzt sind, einhergehen, nicht
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aber zu einem Verlust vollstandiger Reviere beziehungsweise Teilpo-
pulationen fithren. Da zudem offenbar keine von Hohlenbrutvogeln
besiedelten Baume gerodet werden missen, sind — vorbehaltlich einer
Beachtung des Sommerfallverbotes (Zeitraum 1. Oktober bis 28. Feb-
ruar; vergleiche § 39 Absatz 2 BNatSchG) — auch in artenschutzrecht-
licher Hinsicht, das heifit in Bezug auf die Verbotstatbestdande des § 44
Absatz 1 BNatSchG, keine Konflikte hinsichtlich der Brutvogel zu er-
warten.

Eremit

Es wurden alle Baume im Plangebiet kontrolliert und auf Héhlungen
und groBle Totholzbereiche untersucht sowie Gewebeproben entnom-
men, die unter dem Mikroskop nach Besiedlungsspuren des Eremiten
untersucht wurden. Auch im weiteren Umfeld wurde nach Altbdumen
gesucht, die eventuell fiir eine Besiedlung des Eremiten in Frage kom-
men.

Die Untersuchung kommt zu dem Ergebnis, dass im Plangebiet ein
Vorkommen des Eremiten auszuschlieBen ist. Auch im weiteren Um-
feld zum Plangebiet konnten keine Brutbdume des Eremiten gefunden
werden.

Schutzgut Mensch

Gemal § 1 Absatz 6 BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleitplane
insbesondere die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und
Arbeitsverhéltnisse sowie umweltbezogene Auswirkungen auf den
Menschen und seine Gesundheit und die Bevolkerung insgesamt zu
bertucksichtigen.

Nach dem Auftrag des Bundesimmissionsschutzgesetzes (BImSchG) ist
bei der Planung sicherzustellen, dass schadliche Umwelteinwirkungen
auf Wohn- und sonstige schutzbediirftige Gebiete so weit wie moglich
vermieden werden. Bei der vorliegenden Planung sind Schallimmissi-
onen zu beriicksichtigen. Durch die textlichen Festsetzungen Nummer
13.1 bis 13.4 werden entsprechende Schutzvorkehrungen getroffen,
sodass gesunde Wohn- und Arbeitsverhdltnisse sichergestellt sind
(vergleiche hierzu auch Kapitel C.7).

Auswirkungen durch sonstige Umweltbelange

Die sonstigen Umweltbelange werden von der Planung nicht betroffen.
Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Umweltbelangen sind
uber die Darstellungen unter den Buchstaben a) bis f) hinaus nicht be-
kannt.

Kompensations- und MinimierungsmaBnahmen
e Artenschutz:

Um potenzielle Beeintrachtigungen fiir Brutvogel und Fleder-
mause zu vermeiden, dirfen die Geholze gemall § 39 Absatz 5
BNatSchG nur auBierhalb der Vegetationsperiode geféllt werden.
Ausnahmen und Befreiungen, zum Beispiel fiir notwendige Rodun-
gen von Gehoélzen und Vegetationsflachen innerhalb der Vegeta-
tionsperiode vom 1. Marz bis 30. September eines jeden Jahres,
sind im Vorwege bei der Naturschutzbehorde zu beantragen.

Dartiber hinaus sollten im Vorfeld von Baumfallungen Héhlenkon-
trollen im Hinblick auf etwaigen Fledermausbesatz durchgefiihrt
werden. Der Bebauungsplan enthdalt einen entsprechenden Hin-
weis, dass die Artenschutzvorschriften des Bundesnaturschutzge-
setzes sowie des Bremischen Naturschutzgesetzes von den
Festsetzungen des Bebauungsplans unberiihrt bleiben und beim
Planvollzug zu beachten sind.
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e Baumschutz:

Im Zuge der geplanten MaBnahme miussen gemdal Bremischer
Baumschutzverordnung voraussichtlich drei geschiitzte Baume
entfernt werden, fur die insgesamt vier Ersatzpflanzungen vorzu-
sehen sind (siehe hierzu unter Kapitel D.d)). Der Bebauungsplan
enthdlt einen entsprechenden Hinweis, dass die Bestimmungen
der Bremischen Baumschutzverordnung von den Festsetzungen
des Bebauungsplans unbertihrt bleiben und beim Planvollzug zu
beachten sind.

E. Finanzielle Auswirkungen/Genderpriifung

1.

Finanzielle Auswirkungen

Bei der Realisierung der Planung entstehen der Stadtgemeinde Bre-
men grundsatzlich keine Kosten.

Wegen einer moglicherweise erforderlichen Kampfmittelbeseitigung
ist jedoch nicht auszuschlieBen, dass der Stadtgemeinde Bremen Kos-
ten entstehen konnen. Sollte sich ein Kampfmittelverdacht im Plange-
biet nach der Sondierung bestatigen, tragt die Kosten fir die
Kampfmittelraumung nach § 8 Absatz 2 Bremisches Gesetzes zur Ver-
hitung von Schdaden durch Kampfmittel das Land Bremen. Die daftr
erforderlichen Mittel werden — soweit Dritte nicht zur vollstandigen Re-
finanzierung der Kosten herangezogen werden koénnen — durch Priori-
tdatensetzung innerhalb der gemal Finanzplanung 2017/2021 bereits
beschlossenen Orientierungswerte des Produktplans (PPL) 68 fiir die
Jahre 2020/2021 dargestellt.

Genderprifung

Die geplanten Wohnnutzungen richten sich gleichermalBen an alle Ge-
schlechter. Durch die Planung sind daher grundsatzlich keine gender-
spezifischen Auswirkungen zu erwarten.

— 26 —



e wumoR o yeronellng
g Durramony, Jop jog] uell ME LIRS ] SO SO WR- ) O ‘WEiEp gy

WO ) I 4 P PUN LOMIUELNYEC WS LA JREIDIAT U TR S S

ey epmastrgn mppey wan  [C27]
NIONNZLIBLETS IHDEMINHOEZ

ooz £0r0 | “puepnBunyegree g)

AT WPV RPIS] RS RALTLII 00 £06 ST UMD DA
00| mnpUnEEIeE YRS USRI ST Jeaya N

Baj MUYCHUIE TRE JABUKNE PTG U
AR U R L I

ea¥Z urjdsBunneqeg

—27 —



	Bremische Bürgerschaft Drucksache 20/309 S
	Mitteilung des Senats vom 15. September 2020
	Bebauungsplan 2493 für ein Gebiet in Bremen-Vahr zwischen Heidmarkstraße, Bispinger Straße, Breloher Weg, Wienhauser Straße, Müdener Straße, Beneckendorffallee und dem Gelände des Kleingartenvereins Feldmark Hastedt e. V.
	(Bearbeitungsstand: 10. Juli 2020)



